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Vergabestelle: Ort: Hannover 

Region Hannover Datum: 19.02.2025 

Fachbereich Verkehr Telefon: 0511 616-23410 

Hildesheimer Straße 20 Fax: 0511 616-1124258 

30169 Hannover E-Mail: Melanie.saraval@region-hannover.de 

 Az.-Nr.: MNW_Website 

 
 
 

Bekanntmachung einer Öffentlichen Ausschreibung  
für freiberufliche Leistungen  

Vergabeverfahren in Anlehnung an die UVgO 
 
 
Bezeichnung der Leistung: 
 

Mobilnetzwerk Hannover – Relaunch der Internetpräsenz   
 

1) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur Ver- und Entschlüsselung der  

Unterlagen: 

- ☒ Vergabeunterlagen werden nur elektronisch (per Bekanntmachung auf Hannover.de und 

E-Mail) zur Verfügung gestellt 

- ☐ Vergabeunterlagen werden auch elektronisch zur Verfügung gestellt. 

- ☐ Es werden elektronische Angebote akzeptiert 

☐ ohne elektronische Signatur (Textform). 

☐ mit fortgeschrittener elektronischer Signatur.  

☐ mit qualifizierter elektronischer Signatur.  

- ☒ kein elektronisches Vergabeverfahren, Angebote sind schriftlich einzureichen 

 

2) Art des Auftrags: 

- ☐ Rahmenvereinbarung für Freiberufliche Leistungen außerhalb der HOAI 

-  ☒ Einzelauftrag für Freiberufliche Leistungen außerhalb der HOAI 

- ☐ Beratungsleistung / Besondere Leistung nach HOAI 

 

3) Ort der Ausführung: 

Region Hannover 

 

4) Art und Umfang der Leistung: 

Auftragsgegenstand ist die Konzeption und Umsetzung des Internetauftritts des Mobilnetz-

werks Hannover im Rahmen des Relaunches der Website. Zu den Leistungen zählt der 

technische Support und die Unterstützung in der inhaltlichen Redaktion. Detaillierte Anga-

ben sind der Leistungsbeschreibung zu entnehmen.  
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5) Ausführungsfristen: 

- ☒ Beginn des Vertrages 04/2025 

- ☒ Vertragsende 04/2028  

-  ☐ Vertragslaufzeit / Dauer der Leistungen  

 

6) Interessenbekundung / Anforderung der Vergabeunterlagen 

 

Wichtig, bitte beachten! 

 

Bei Interesse an einer Angebotsabgabe sendet der Bieter eine formlose Interessensbe-

kundung an die folgenden E-Mail-Adressen: 

 

vergabe@steuernlenkenbauen.de und  

Melanie.Saraval@region-hannover.de, melina.bruns@region-hannover.de   

 

Der Bieter erhält im Anschluss zeitnah alle Ausschreibungsunterlagen als Einzeldoku-

ment im PDF- oder Excelformat.  

 

Dieser Bekanntmachung/Veröffentlichung auf Hannover.de liegen bereits alle Ausschrei-

bungsunterlagen im zusammengefügten PDF-Format bei, weshalb sie auf dieser Grund-

lage mit der Angebotskalkulation beginnen können.  

 

Die Abgabe einer Interessensbekundung ist dennoch verpflichtend, unter anderem damit 

der Vergabestelle die potenziellen Bieter bekannt sind.  

 

Bis zur Angebotsfrist am 24. März 2025, 23:59 Uhr gibt der Bieter schriftlich ein verbindli-

ches Angebot ab. Weitere wichtige Informationen zur Angebotsabgabe sind den Verga-

beunterlagen zu entnehmen. 

 

7) Anschrift, an die die Angebote zu reichen sind: 

Region Hannover 

Fachbereich Verkehr 

Team 86.01 

Hildesheimer Straße 20 

30169 Hannover 

 

8) Angebotssprache: Deutsch 

 

 Ablauf der Angebotsfrist  24.03.2025; 23:59 Uhr 

9) Mit dem Angebot ist eine Erklärung abzugeben, dass eine Berufshaftpflichtversicherung mit 

Deckungshöhe für Personen- und Sachschäden von jeweils 1.500.000,00 € vorliegt bzw. zu 

Auftragsbeginn vorgelegt wird. 

 

10) Zuschlagskriterium:  40 % Preis, 60 % Qualität (Details siehe Ausschreibungsunterlagen) 

 

11) Ablauf der Bindefrist  18.04.2024 

mailto:vergabe@steuernlenkenbauen.de
mailto:Melanie.Saraval@region-hannover.de


 

Mobilnetzwerk Hannover – Aufbau Internetauftritt  

INHALTSVERZEICHNIS 

 

Titel Seitenanzahl 

1. Leistungsbeschreibung 12 

2. Preisblatt 1 

3. Bewertungstabelle 1 

4. Anlage VOL/B 15 

5. Anlage ZVB 3 

6. EVB-IT System-AGB 31 
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Mobilnetzwerk Hannover – Relaunch der Internetpräsenz  

 

LEISTUNGSBESCHREIBUNG 
 

1. Ausgangslage 

Das Mobilnetzwerk ist eine Initiative der Region Hannover, Fachbereich 
Verkehr. Es vernetzt Akteur*innen, die sich für das Thema Verkehrswende 
und Verkehrssicherheit in der Region Hannover engagieren. Das Mobilnetz-
werk bringt Menschen aus Kommunen und Verwaltung, dem Bereich Ver-
kehrsplanung sowie aus Stadtgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft zu-
sammen. 
Die Vision des Mobilnetzwerks ist es, dass alle Menschen in der Region 
Hannover umweltschonend und sicher mobil sind. Es handelt innovativ, 
klimabewusst und sozial. Als breites Bündnis von Akteur*innen tritt es für 
mehr Lebensqualität in den 21 Regionskommunen ein. Dabei setzt das 
Mobilnetzwerk auf neue Ideen und innovative Konzepte. Interdisziplinäre 
Schnittstellen werden entwickelt, technische und kreative Ideen gefördert, 
um so eine verbesserte Lebensqualität durch ein sicheres Umfeld für die 
Bewohnerinnen und Bewohner der Region Hannover zu bewirken. 
 
Das Netzwerk richtet sich an Personen aus: 

• Kommunen und Verwaltung, 
• dem Bereich Verkehrs- und Stadtplanung 
• sowie an Stadtgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft. 
 
Internetpräsenz des Mobilnetzwerks 

Für das Mobilnetzwerk wurde 2017 eine Website ins Leben gerufen: 
www.mobilnetzwerk.de. Die Website dient der Information und Berichter-
stattung über Ziele, Projekte und Wissensvermittlung für alle Interessierten, 
insbesondere für die 21 Kommunen der Region Hannover, für Verbände 
und Initiativen sowie weiteren Netzwerkmitgliedern und Beteiligten.  
 
 

19.02.2025 
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2. Ziel der Auftragsvergabe 

Die bestehende Website www.mobilnetzwerk.de soll zu einer KI gestützten 
Plattform rund um die Themen Verkehrssicherheit, Aufenthalt- und Lebens-
qualität sowie nachhaltige Mobilität für Akteur*innen in und aus der Region 
Hannover weiterentwickelt werden. Dabei soll es im Kern um die Vernet-
zung, die Ressourcenbündelung und den Zugang zum Wissensaustausch 
gehen. Es wird eine strukturierte und effiziente Umgebung geschaffen, die 

das bestehende „Offline-Netzwerk“ um ein digitales Netzwerk ergänzt und 
potenziert, um so die Maßnahmen des Verkehrsentwicklungsplans „VEP 
2035+“1 bestmöglich und erfolgreich in die Umsetzung zu bringen. 
 
Begründung zur Weiternutzung und Weiterentwicklung der Website 
mobilnetzwerk.de 

Das Netzwerk lebt von der Identifikation und Motivation der Mitglieder und 
Beteiligten. Die Bekanntheit und Wirksamkeit des bestehenden und etab-
lierten Netzwerks sind zu sichern und zu stärken. Aus diesen Gründen soll 
die bestehende Website www.mobilnetzwerk.de in derselben Erscheinung 
und mit demselben Domainnamen weitergenutzt werden (die Rechte an der 
Domain liegen bei der Region Hannover).  
Im Sinne der Wiedererkennung, Identifikation und Wirtschaftlichkeit soll das 
Design und Wording der bestehenden Website daher als Basis der Weiter-
entwicklung übernommen und genutzt werden. 

 
 

3. Auftragsgegenstand 

Folgende Arbeitspakete sind bei der Angebotserstellung zu berücksichti-
gen: 

AP 1 Relaunch der Internetpräsenz 

Konzeption und Umsetzung einer modernen und professionellen Online-
Präsenz im Mobilnetzwerk-Design  
 
Mit dem Angebot ist unter Angabe von Stunden- und Tagessätzen im Preis-
blatt zu spezifizieren, wie sich die Kosten berechnen. 
 

 
1 Weitere Informationen zum VEP 2035+: https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-

Hannover/Mobilit%C3%A4t/Verkehrsplanung-entwicklung/VEP-2035  

https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Mobilit%C3%A4t/Verkehrsplanung-entwicklung/VEP-2035
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Mobilit%C3%A4t/Verkehrsplanung-entwicklung/VEP-2035
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Anforderungen  

• Die Website soll vollständig auf Deutsch erstellt werden.  

• Barrierefreiheit der Website: Die wesentlichen Inhalte der Webseite müs-
sen in leichter Sprache abrufbar sein. Es müssen die aktuellen Standards 
der Barrierefreiheit entsprechend der WCAG 2.2 eingehalten und umge-
setzt werden.  

• Die Website ist im bestehenden Mobilnetzwerk-Design anzulegen. Der 
Design-Guide wird von der Auftraggeberin zur Verfügung gestellt. Die 
Verwendung aktueller Designtrends wie minimalistisches Layout, große 
visuelle Elemente, klare Typografie und ansprechende Farbpaletten wird 
erwartet. 

• Die unterschiedlichen Anforderungen der derzeit üblichen Endgeräte 
(Smartphone, Tablet, Desktop-PC) für eine formatgerechte Anzeige sind 
zu berücksichtigen (Responsive Design). Als Referenzbrowser für die 
Umsetzung sollen Mozilla Firefox, Google Chrome, Safari und Internet 
Explorer/Microsoft Edge gelten. 

• Der Einsatz moderner Webtechnologien wie HTML5, CSS3, JavaScript-
Frameworks (z. B. React, Vue.js) oder Content-Management-Systeme 
(z. B. WordPress, TYPO3) wird erwartet. 

• Die Nutzung von KI-gestützten Technologien wird vorausgesetzt. Diese 
Technologien sollen in der Lage sein, Bedarfe und Potentiale der Web-
sitenutzenden effizient zu analysieren, um letztendlich datengetriebene 
Entscheidungen zu unterstützen und zu vereinfachen. 

AP 2 Support 

Die Support-Leistungen werden vom Bieter mitangeboten. Die Auftrag-
geberin bevorzugt einen direkten Kontakt per Telefon und E-Mail. Es wird 
eine Reaktion des Auftragnehmers innerhalb von 48 Stunden erwartet. 
 
Folgende Supportleistungen werden angeboten: 

• Technischer Support 

o Fehlerbehebung: Behebung von technischen Problemen, wie z. B. 
Ladefehler, Broken Links oder Sicherheitslücken 

o Notfall-Support: Unterstützung bei kritischen Vorfällen, wie Website-
Ausfällen oder Hackerangriffen 
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• Wartung und Updates 

o CMS- und Plugin-Updates: Regelmäßige Aktualisierung des Content-
Management-Systems sowie installierter Plugins, um neue Funktio-
nen und Sicherheitsstandards zu gewährleisten 

o Sicherheitsupdates: Implementierung von Patches, um Schwachstel-
len zu schließen und Cyberangriffe zu verhindern 

o Design-Anpassungen: Kleinere visuelle oder strukturelle Änderungen, 
um die Website aktuell zu halten 

 

• Sicherheit und Datenschutz 

o Backup-Management: Regelmäßige Erstellung und Speicherung von 
Backups, um Datenverlust zu vermeiden 

o Sicherheitsüberwachung: Schutz vor Malware, Phishing und anderen 
Bedrohungen durch Firewalls und Sicherheits-Plugins 

o Datenschutzkonformität: Unterstützung bei der Einhaltung der 
DSGVO, einschließlich Cookie-Banner, Datenschutzerklärung und 
Log-Management 

 
Mit dem Angebot ist unter Angabe von Stunden- und Tagessätzen im Preis-
blatt zu spezifizieren, wie sich die Kosten berechnen.  
 
AP 3 Redaktion 

Redaktion der Webseite www.mobilnetzwerk.de: Dazu gehört z. B. die 
Pflege des Veranstaltungskalenders, das Einstellen regelmäßiger Journal-
beiträge unter Rücksprache mit der Auftraggeberin, die Dokumentation von 
geplanten und umgesetzten Maßnahmen, das Einstellen und Aktualisieren 
von Argumentationshilfen. 
 
Es ist mit 10 Stunden pro Monat zu kalkulieren.  
 
Mit dem Angebot ist unter Angabe von Stunden- und Tagessätzen im Preis-
blatt zu spezifizieren, wie sich die Kosten berechnen. 

 

http://www.mobilnetzwerk.de/
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AP 4 Aufbau Komponenten der Website 

Folgende Komponenten sollen auf der Website aufgebaut werden:  

• Spezifische Anforderungen 

o Leuchtturm-Projekt Dokumentation  
o Wissens- und Best-Practice-Transfer 
o Fördermittelberatung/-finder 
o Kollegiale Beratung und Peer Learning 
o Argumentationshilfe für politische Beschlüsse 
o Darstellung der Literaturliste/Know-How Management 
o Beteiligungskonzepte und -regeln 
o Kommunikationshilfen 

 
• Aufbau Key-Features 

o Aufbau eines Login-geschützten Bereichs für Mitglieder 
o Einrichtung eines Blogs mit Kommentarfunktion 
o Einrichtung eines interaktiven Kalenders oder Feeds für das Veran-

staltungsmanagement 
o Aufbau eines zentralen Daten-Hubs 

 
AP 5 Kommunikation  

• Regelmäßige Absprachetermine mit der Auftraggeberin (alle 4 Wochen, 
Dauer bis zu 2 Stunden). 

• Monatlicher E-Mail-Newsletter: Erstellung und Versand des Mobilnetz-
werk Newsletters. Die Inhalte umfassen je Newsletter drei bis fünf Bei-
träge, unter anderem mit Verlinkungen zur Homepage. Die Texte werden 
durch den AN in Abstimmung mit der AG erstellt. Die zu veröffentlichen 
Inhalte werden durch Mobilnetzwerk vorgegeben. Der Verteiler umfasst 
ca. 350 EmpfängerInnen. 

• Technische Betreuung des Funktionspostfachs (Einstellungen, Spam-
Filter, …) 

 
Alle Inhalte und erhobenen Daten der Website sind Eigentum der Region 
Hannover, Mobilnetzwerk Hannover.  
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4. Vertragsbedingungen  

Vertragslaufzeit  

Der Vertrag beginnt mit der Zuschlagserteilung. Die Vertragslaufzeit beträgt 
36 Monate. Der Vertrag verlängert sich automatisch um 12 Monate, wenn 
nicht eine der beiden Parteien 6 Monate zum Laufzeitende bzw. Verlänge-
rungsende kündigt. Die maximale Vertragslaufzeit beträgt 6 Jahre.  
 

Vertragsverlängerung 

Die Vergütung für die Leistungen dieses Vertrags bleibt während der initia-
len Vertragslaufzeit von 3 Jahren unverändert. 
 
Im Falle einer Vertragsverlängerung ist der Auftragnehmer berechtigt, eine 
Preisanpassung vorzunehmen. Die Anpassung erfolgt frühestens zum Be-
ginn der Vertragsverlängerung und ist an die Entwicklung des Verbraucher-
preisindex für Deutschland (VPI), veröffentlicht vom Statistischen Bundes-
amt, gebunden. Maßgeblich ist die prozentuale Veränderung des Indexes 
zwischen dem Monat des Vertragsbeginns und dem Monat, der 3 Monate 
vor Beginn der Verlängerungsfrist (6 Monate zum Laufzeitende) und ent-
sprechend 9 Monate vor Ende der Vertragslaufzeit liegt. 
 
Die Preisanpassung wird der Auftraggeberin mindestens 7 Monate vor In-
krafttreten schriftlich mitgeteilt. Der Auftraggeber hat das Recht, den Vertrag 
innerhalb von 4 Wochen nach Erhalt der Mitteilung mit Wirkung zum Ende 
der aktuellen Vertragslaufzeit schriftlich zu kündigen. 
 
Sollte der Verbraucherpreisindex während des Betrachtungszeitraums sin-
ken, ist die Auftraggeberin berechtigt, eine entsprechende Preisanpassung 
nach unten zu verlangen. 
 
Andere Kostensteigerungen (z. B. gestiegene Lohn- oder Betriebskosten), 
die nicht im Verbraucherpreisindex berücksichtigt sind, können auf Verlan-
gen des Auftragnehmers gesondert geprüft und verhandelt werden, sofern 
diese nachgewiesen werden. Entsprechende Ansprüche sind ebenfalls 
mindestens 7 Monate vor Vertragslaufzeitende schriftlich mitzuteilen. 
 
Kostenrahmen 

Das Angebot ist zu kalkulieren, sodass die Preisobergrenze von 65.000 € 
netto über eine Laufzeit von drei Jahren eingehalten werden kann. Ange-
bote mit einem höheren Angebotspreis als 65.000 € netto werden vor der 
Angebotswertung ausgeschlossen.  
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5. Art und Ablauf des Vergabeverfahrens 

Die Region Hannover fordert in Anlehnung an eine öffentliche Ausschrei-
bung zur Angebotsabgabe für den Auftrag „Relaunch Mobilnetzwerk.de“ 
auf. Bei der geforderten Leistung handelt es sich um freiberufliche Leistun-
gen und Dienstleistungen. Die Vergabe wird als freiberufliche Leistung ver-

öffentlicht, da der Anteil freiberuflicher Tätigkeiten überwiegt. 
 
Gegenstand der Vergabe sind die unter Titel 3 bezeichneten Leistungen. 
 
Vergabestelle und Auftraggeberin ist die Region Hannover. Durch die Re-
gion Hannover erfolgt auch die Zuschlagserteilung. 
 
Das Vergabeverfahren ist zweistufig aufgebaut.  
 
Bei Interesse an einer Angebotsabgabe sendet der Bieter eine formlose In-
teressensbekundung an die folgenden E-Mail-Adressen: 
 
vergabe@steuernlenkenbauen.de, Melanie.Saraval@region-hannover.de  

und Melina.Bruns@region-hannover.de  
 
Der Bieter erhält im Anschluss zeitnah alle Ausschreibungsunterlagen als 
Einzeldokument im PDF- oder Excelformat. Dieser Bekanntmachung/Ver-
öffentlichung auf Hannover.de liegen bereits alle Ausschreibungsunter-
lagen im zusammengefügten PDF-Format bei, weshalb sie auf dieser 
Grundlage mit der Angebotskalkulation beginnen können. Die Abgabe einer 
Interessensbekundung ist dennoch verpflichtend, unter anderem damit der 
Vergabestelle die potenziellen Bieter bekannt sind. 
 
Bis zur Angebotsfristgibt der Bieter schriftlich ein verbindliches Angebot ab.  
 
Angebotsfrist des schriftlichen Angebotes:  
 

24. März 2025, 23:59 Uhr 
 

Das Angebot ist schriftlich und rechtsverbindlich unterschrieben in einen 
verschlossenen Umschlag unter Angabe des Absenders und dem deutli-
chen Hinweis „– ANGEBOT – Bitte nicht öffnen!“ auf dem Postweg an 
folgende Anschrift zu senden:  
 

mailto:vergabe@steuernlenkenbauen.de
mailto:Melanie.Saraval@region-hannover.de
mailto:Melina.Bruns@region-hannover.de
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Region Hannover 
Team 86.01 

Hildesheimer Str. 20 
30169 Hannover 

 
Die Kommunikation im Verfahren erfolgt ausschließlich schriftlich. Fragen 
der Bietenden werden daher nur beantwortet, wenn diese schriftlich gestellt 
werden. Diese sind digital zu richten an:  

 
vergabe@steuernlenkenbauen.de, Melanie.Saraval@region-hannover.de  

und Melina.Bruns@region-hannover.de  
 
Die Antworten werden in anonymisierter Form allen Bietenden zur Kenntnis 
gegeben. Telefonische Auskünfte werden nicht erteilt.  
 
Letzter Termin für den Eingang von Rückfragen ist der  
 

17. März 2025, 23:59 Uhr. 
 
Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung eines Bewerbers Un-
klarheiten, so hat dieser die Vergabestelle unverzüglich nach Kenntnis vor 
seiner Angebotsabgabe darauf hinzuweisen. 
 
Die Antworten werden in anonymisierter Form allen Bietenden zur Kenntnis 
gegeben. Telefonische Auskünfte werden nicht erteilt.  
 
Bindefrist 

Die Bindefrist endet am  
 

18. April 2024, 24:00 Uhr.  
 
Sollte absehbar sein, dass ein Zuschlag bis zum Ende der Bindefrist nicht 
erfolgen kann, behält sich die Auftraggeberin vor, die Bieter zu einer ange-
messenen Verlängerung der Bindefrist aufzufordern.  

 
Form und Inhalt des Angebots 

Es ist ein den Anforderungen der Aufgabenbeschreibung entsprechendes 
Angebot zu erstellen. Das Angebot muss Angaben über die Höhe der Ver-
gütung und die Abrechnungsmodalitäten enthalten. Es wird insoweit insbe-
sondere folgende Aufschlüsselung erwartet: 
 

mailto:vergabe@steuernlenkenbauen.de
mailto:Melanie.Saraval@region-hannover.de
mailto:Melina.Bruns@region-hannover.de
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• Konzept zur Umsetzung der Keyfeatures 
• Referenzen der beteiligten Personen 
• Höhe des Gesamthonorars  
• Personalkosten in Stunden- und Tagessätzen 
 
Die Kalkulation des Angebotspreises erfolgt im beiliegenden Preisblatt.  
 
Keyfeature Konzept 

a) Anforderungen an das Konzept 

Der Bieter gibt mit seinem Angebot ein Konzeptpapier ab, in welchem er 
beschreibt, wie und in welcher Form er die in AP 4 genannten Keyfeatures 
aufbauen möchte. Außerdem beschreibt er welchen Mehrwert die Funktio-
nen für den Nutzenden haben. Die Angaben aus dem Bearbeitungskonzept 
sind wertungsrelevant.  
 
Es wird eine Aussage zu den folgenden Keyfeatures erwartet: 

• Aufbau eines Login-geschützten Bereichs für Mitglieder 
• Einrichtung eines Blogs mit Kommentarfunktion 
• Einrichtung eines interaktiven Kalenders oder Feeds für das Veranstal-

tungsmanagement 
• Aufbau eines zentralen Daten-Hubs 
 
Pro Keyfeature darf ein Text von maximal einer halben DIN A4 Seite abge-
geben werden. Für die Formatierung des Textes sind folgende Vorgaben 
zu beachten: Schriftart Arial, Schriftgröße 11, Zeilenabstand 1,15 Zeilen, 
Seitenränder links und rechts 2,0 cm. Zur Veranschaulichung dienende Ab-
bildungen oder Grafiken können ergänzend am Ende des Textes oder als 
Anlage beigefügt werden.  

 
Die Ausführungen zu den Keyfeatures sind in klar voneinander getrennten 
Abschnitten im Konzept des Bieters zu beschreiben, sodass eine Wertung 
der einzelnen Abschnitte ermöglicht wird. Die Übersicht über die Wertung 

der Punkte sind in der Wertungsmatrix dargestellt.  
 
b) Bewertung des Konzeptes 

Die Bewertung des Konzeptes erfolgt durch eine Bewertungskommission. 
Die Punktesystematik ist der nachfolgenden Bewertungstabelle zu entneh-
men.  
 



 

 

Seite 10 
verantwortlich/ 

Kontakt 

 

Melanie Saraval und Melina Bruns 

Verkehrsentwicklung und Verkehrsmanagement 

Melanie.Saraval@region-hannover.de; 

Melina.Bruns@region-hannover.de  

 

Jedes Mitglied der Kommission nimmt die Bewertung der schriftlichen Aus-
führungen selbständig vor. Die Ergebnisse der Einzelbewertungen werden 
in einer Gesamtbewertung zusammengefasst. Dabei werden in den einzel-
nen Kriterien erreichte Punkte gemittelt und in die Gesamtwertung über-
nommen. Die Rundung der Ergebnisse erfolgt auf die zweite Nachkomma-
stelle. 
 
Bewertungskriterien 

Die Angebote werden nach den folgenden Kriterien bewertet: 
 

Kriterium Gewichtung  

Höhe der Kosten   40 % 

Keyfeature Konzept  30 % 

Projektreferenzen einer am Projekt mitarbeitenden 
Person in der/dem Konzeption/Aufbau von Internet-
seiten seit dem Jahr 2020 

 20 % 

Projektreferenzen einer am Projekt mitarbeitenden 
Person zur Implementierung von KI-Anwendungen auf 
Internetseiten 

 10 % 

 
Vorab ausgeschlossen werden Angebote: 

• mit einem Preis über 65.000 € netto 
• die nicht unterzeichnet sind 
• die nicht fristgerecht eingegangen sind 

 
 
6. Weitere Rahmenbedingungen 

• Der Auftragnehmer bestätigt mit der Angebotsabgabe die Anlage „Ver-
einbarung zur Auftragsverarbeitung nach Art. 28 Datenschutzgrundver-
ordnung und § 17 Nds. Datenschutzgesetz“. Die Vereinbarung wird mit 
Auftragsvergabe von beiden Vertragsparteien unterschrieben. 

• Leistungen, die über den beschriebenen Umfang hinausgehen, werden 
nach besonderer Aufforderung durch die AG erbracht und nach tatsäch-
lichem Zeitaufwand vergütet. Die Aufzeichnung der Stundennachweise 
für diese Leistungen sind unmittelbar nach der Erbringung der AG vorzu-
legen.  



 

 

Seite 11 
verantwortlich/ 

Kontakt 

 

Melanie Saraval und Melina Bruns 

Verkehrsentwicklung und Verkehrsmanagement 

Melanie.Saraval@region-hannover.de; 

Melina.Bruns@region-hannover.de  

 

• Die in dem Preisblatt genannten Mengen dienen der Wertung der Ange-
bote, die Abrechnung erfolgt auf Nachweis der tatsächlich erbrachten 
Leistungen gemäß den Positionen des Preisblattes. Ein Anspruch auf die 
Gesamtleistung und somit auf das Gesamthonorar des Angebotes be-
steht nicht. 

• Anfallende Fahrtkosten und Reisekosten müssen in die entsprechenden 
Positionen integriert werden und werden nicht gesondert vergütet. 

 
 
7. Nebenangebote und Losvorbehalte 

Nebenangebote sind ausgeschlossen. Eine Losaufteilung ist nicht vorgese-
hen.  
 
 
8.  Einsatz von Subunternehmern 

Der Einsatz eines Subunternehmens ist dann möglich, wenn das Verhältnis 
zwischen Unternehmen und Subunternehmen vertraglich geregelt ist. Dies 
betrifft insbesondere die Aspekte der Haftung und der Ansprechperson(en). 
Zum Einsatz von Subunternehmern ist im Angebot schriftlich Stellung zu 
nehmen. Die Anforderungen der Vergabeunterlagen gelten vollumfänglich 
auch für mögliche Subunternehmen. Im Verhältnis zur Auftraggeberin bleibt 
der Bieter/Auftragnehmer auch bei Einsatz eines Subunternehmers in je-
dem Fall selbst verantwortlich. 
 
 
9.  Bietergemeinschaften 

Die Abgabe eines Angebots durch eine Arbeitsgemeinschaft oder andere 
gemeinschaftliche Bieter (im Folgenden: Bietergemeinschaften) ist vorbe-
haltlich etwaiger wettbewerbsbeschränkender Absprachen zugelassen.  
Die Bietergemeinschaft muss im Angebot ihre Mitglieder bezeichnen und 
einen uneingeschränkt bevollmächtigten Vertreter für den Abschluss und 
die Durchführung des Vertrages benennen, der stellvertretend für sämtliche 
Mitglieder der Bietergemeinschaft als Ansprechpartner dient. 
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verantwortlich/ 

Kontakt 

 

Melanie Saraval und Melina Bruns 

Verkehrsentwicklung und Verkehrsmanagement 

Melanie.Saraval@region-hannover.de; 

Melina.Bruns@region-hannover.de  

 

10. Vertragsbedingungen 

Es werden als Vertragsbedingungen die  

• VOL/B (Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leis-
tungen, Fassung 2003, vom 5. August 2003) sowie die  

• ZVB (Zusätzliche Vertragsbedingungen des Landes Niedersachsen für 
die Ausführung von Lieferungen und Leistungen, Stand Januar 2020) 

• EVB-IT System (Ergänzende Vertragsbedingungen für die Beschaffung 

von IT-Leistungen) 
 

vereinbart. Mit der Abgabe eines Angebots stimmt der Bieter diesen Ver-
tragsbedingungen zu. Die Vertragsbedingungen werden zusammen mit den 
anderen Vergabeunterlagen zur Verfügung gestellt. 
 
Ich freue mich auf Ihr Angebot und werde Sie über den weiteren Verfah-
rensablauf unterrichten.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Melanie Saraval 



Bieter:

EP GP
Sachkosten / 

Fremdleistungen

€ € / netto h €/h h €/h h €/h h €/h €

1 Relaunch der Internetpräsenz

1.1 Relaunch der Internetpräsenz 1,00 pauschal                                  -   € 

Summe 1 Relaunch der Internetpräsenz

[1.1] 
-  €                              

2 Support

2.1 Technischer Support 36,00 Monate -  €                              

2.2 Wartung und Updates 36,00 Monate -  €                              

2.3 Sicherheit und Datenschutz 36,00 Monate -  €                              

Summe 2 Support

[2.1 - 2.3] 
-  €                              

3 Redaktion  

3.1
Redaktion der Website

Es ist mit einem Aufwand von 10 Stunden pro Monat zu kalkulieren.
36,00 Monate -  €                              

Summe 3 Redaktion

[3.1] 
-  €                              

4 Aufbau Komponenten der Website

4.1 Aufbau der spezifischen Anforderungen 1,00 pauschal -  €                              

4.2 Aufbau der Key-Features 1,00 pauschal -  €                              

Summe 4 Aufbau Komponenten der Website

[4.1 - 4.2] 
-  €                              

5 Kommunikation

5.1
Regelmäßige Absprachetermine mit der Auftraggeberin 

alle 4 Wochen, Dauer bis zu 2 Stunden
36,00 Stück -  €                              

5.2 Monatlicher E-Mail-Newsletter: Erstellung und Versand des Mobilnetzwerk Newsletters 36,00 Stück -  €                              

5.3
Technische Betreuung des Funktionspostfachs (Einstellungen, Spam-Filter, …)

Es ist mit 2 Stunden im Monat zu kalkulieren
36,00 Monate -  €                              

Summe 5 Kommunikation

[5.1 - 5.3] 
-  €                              

-  €                              

-  €                              

-  €                              

-  €                              

-  €                              

-  €                              

Mehrwertsteuer % 19 -  €                              

-  €                              

Kalkulationsgrundlage (informativ):

Pos. Beschreibung Menge Einheit Projektleitung Sachbearbeitung Fachkraft

Gesamtsumme, netto

 Angebotssumme, brutto

Hilfskraft

Summe 1 Aufbau und Initialisierung der Internetpräsenz

Summe 2 Support

Summe 3 Redaktion

Summe 4 Aufbau Komponenten der Website

Summe 5 Kommunikation 
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Kriterien

Min.

max. 

vertretbar

(=2 x Min.)

Wichtung Büro A Büro B Büro C Büro D … Büro A Büro B Büro C Büro D … Büro A Büro B Büro C Büro D …

Wertgrenzen 2  

A. Monetäre Kriterien

Angebotspreis (gem. Preisblatt)

Lineare Skalierung zwischen Minimalangebot (Schulnote 1) und maximal vertretbarem Angebot (=

Doppelter Wert des Minimalangebotes; Schulnote 6)

               -   €                -   € 40%

B. Fachliche Kriterien

Der Bieter erläutert wie und in welcher Form er die in der Leistungsbeschreibung (AP 4) 

genannten Keyfeatures aufbauen möchte. Weiterhin beschreibt er welchen Mehrwert die 

Funktionen für den Nutzenden haben.

• 4 Punkte: Die Ausführungen sind für die Auftraggeberin in allen Punkten nachvollziehbar und plausibel 

und lassen die Bewältigung der Problemstellung in vollem Umfang erwarten.

• 3 Punkte: Die Ausführungen sind für die Auftraggeberin in fast allen Punkten nachvollziehbar und 

plausibel und lassen die Bewältigung der Problemstellung in nahezu vollem Umfang erwarten.

• 2 Punkte: Die Ausführungen sind für die Auftraggeberin im Wesentlichen nachvollziehbar und plausibel 

und lassen die Bewältigung der Problemstellung in überwiegendem Umfang erwarten.

• 1 Punkt: Die Ausführungen sind für die Auftraggeberin nur geringfügig nachvollziehbar und plausibel 

und lassen die Bewältigung der Problemstellung in geringem Umfang erwarten.

• 0 Punkte: Die Ausführungen sind für die Auftraggeberin nicht nachvollziehbar und plausibel und lassen 

die Bewältigung der Problemstellung nicht erwarten.

0  4  30%

Projektreferenzen einer am Projekt mitarbeitenden Person in der Konzeption/Aufbau von

Internetseiten seit dem Jahr 2020

• 3 Punkte: mehr als 2 passende Referenzen

• 2 Punkte: 2 passende Referenzen 

• 1 Punkt: 1 passende Referenz

• 0 Punkte: keine passende Referenz

0  3  20%

Projektreferenzen einer am Projekt mitarbeitenden Person zur Implementierung von KI-

Anwendungen auf Internetseiten

• 3 Punkte: mehr als 2 passende Referenzen

• 2 Punkte: 2 passende Referenzen 

• 1 Punkt: 1 passende Referenz

• 0 Punkte: keine passende Referenz

0  3  10%

100% Ergebnis 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

B.1 Keyfeature Konzept

Angebote inkl. Mwst. und inkl. Nebenkosten [T€]
[T€]

fachliche Bewertung der Angebote

B.2 Referenzen 

Bewertungsmatrix Vergabe 

Mobilnetzwerk Hannover – Relaunch der Internetpräsenz  
Bewertungsskalen Eingangsgrößen Benotung ("Schulnoten") gewichtete Benotungsanteile

Die Bewertungen werden in  Schulnoten von "sehr gut" (Notenwert 1) bis "ungenügend" (Notenwert 6) umgerechnet/skaliert, 
"Sehr gut plus" wird nicht vergeben (ein Notenwert kleiner 1 kommt nicht vor). 

Die Kriterien sind:
- monetäre Kriterien Der niedrigste Preis wird mit "sehr gut" bewertet.

Preise, die ein maximal Vielfaches (gewählter Faktor ist "2") von diesem Preis erreichen oder überschreiben mit  "ungenügend" benotet.
Dazwischen wird linear zwischen den Notenwerten 1 und 6 skaliert

- fachliche Kriterien Für jedes Kriterium kann eine eigene lineare Skala angegeben werden, wobei bei diesen Skalen 
der Minimalwert dem Notenwert 6  und der Maximalwert dem Notenwert 1 entspricht.

Aufgrund der Gewichtung der einzelnen Kriterien, werden in den Spalten des Bereichs "gewichtete Benotungsanteile" kleine Werte berechnet,
die erst in der Summe wieder einen nachvollziehbaren Notenwert ergeben. Dieser Wert kann im Bereich "Ergebnis" abgelesen werden.
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Bekanntmachung  

der Neufassung der Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Leistungen 

(VOL/B) 
- Fassung 2003 – 

 
 

Vom 5. August 2003 
 
Nachstehend wird die vom Hauptausschuss des Deutschen Verdingungsausschusses 
(DVAL)  erarbeitete und vom Vorstand des DVAL genehmigte Neufassung der Verdingungs-
ordnung für Leistungen, Teil B „Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Leistungen (VOL/B) bekannt gegeben (Anlage). 
 
Wegen des zwischenzeitlich in Kraft getretenen Gesetzes zur Modernisierung des Schuld-
rechts vom 29. November 2001 (BGBl. I S. 3138) war die VOL Teil B unter Berücksichtigung 
von Rechtsprechung und Literatur zu überarbeiten. 
 
Berlin, den 5. August 2003 
I B 3 – 26 50 00 / 12 – 
 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
 

Im Auftrag 
Dr. Marx 



 

Anlage 
 VOL Teil B 

Allgemeine Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Leistungen 

(VOL/B) 
 

Fassung 2003 

Präambel 
 
Die nachstehenden Allgemeinen Vertragsbedingungen sind bestimmt für Verträge über Leis-
tungen, insbesondere für Dienst-, Kauf- und Werkverträge sowie für Verträge über die Liefe-
rung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen. 

 

§ 1 
Art und Umfang der Leistungen 

 
1. Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch den Vertrag bestimmt. 
 
2. Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander 

a) die Leistungsbeschreibung 
b) Besondere Vertragsbedingungen 
c) etwaige Ergänzende Vertragsbedingungen 
d) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen 
e) etwaige allgemeine Technische Vertragsbedingungen 
f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B). 
 

§ 2 
Änderungen der Leistung 

 
1. Der Auftraggeber kann nachträglich Änderungen in der Beschaffenheit der Leistung im 

Rahmen der Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers verlangen, es sei denn, dies ist für den 
Auftragnehmer unzumutbar. 

 
2.  Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die Leistungsänderung, so hat er sie dem Auf-

traggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Teilt der Auftraggeber die Bedenken des 
Auftragnehmers nicht, so bleibt er für seine Angaben und Anordnungen verantwortlich. Zu 
einer gutachtlichen Äußerung ist der Auftragnehmer nur aufgrund eines gesonderten Auf-
trags verpflichtet. 

 
3.  Werden durch Änderung in der Beschaffenheit der Leistung die Grundlagen des Preises für 

die im Vertrag vorgesehene Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichti-
gung der Mehr- und Minderkosten zu vereinbaren. In der Vereinbarung sind etwaige Aus-
wirkungen der Leistungsänderung auf sonstige Vertragsbedingungen, insbesondere auf 
Ausführungsfristen, zu berücksichtigen. Diese Vereinbarung ist unverzüglich zu treffen. 



 

 
4. (1) Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger Abwei-

chung vom Vertrag ausführt, werden nicht vergütet. Solche Leistungen hat er auf Verlan-
gen innerhalb einer angemessenen Frist zurückzunehmen oder zu beseitigen, sonst können 
sie auf seine Kosten und Gefahr zurückgesandt oder beseitigt werden. Eine Vergütung 
steht ihm jedoch zu, wenn der Auftraggeber solche Leistungen nachträglich annimmt. 

 
(2) Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

 
 

§ 3 
Ausführungsunterlagen 

 
1. Die für die Ausführung erforderlichen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich 

und rechtzeitig zu übergeben, soweit sie nicht allgemein zugänglich sind. 
 
2. Die von den Vertragsparteien einander überlassenen Unterlagen dürfen ohne Zustimmung 

des Vertragspartners weder veröffentlicht, vervielfältigt noch für einen anderen als den 
vereinbarten Zweck genutzt werden. Sie sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, auf Ver-
langen zurückzugeben. 

 
 

§ 4 
Ausführung der Leistung 

 
1. (1) Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem Vertrag 

auszuführen. Dabei hat er die Handelsbräuche, die anerkannten Regeln der Technik sowie 
die gesetzlichen Vorschriften und behördlichen Bestimmungen zu beachten. 

 
(2) Der Auftragnehmer ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufsge-
nossenschaftlichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein verantwort-
lich. Es ist ausschließlich seine Aufgabe, die Vereinbarungen und Maßnahmen zu treffen, 
die sein Verhältnis zu seinen Arbeitnehmern regeln.  

 
2. (1) Ist mit dem Auftraggeber vereinbart, dass er sich von der vertragsgemäßen Ausführung 

der Leistung unterrichten kann, so ist ihm innerhalb der Geschäfts- oder Betriebsstunden 
zu den Arbeitsplätzen, Werkstätten und Lagerräumen, in denen die Gegenstände der Leis-
tung oder Teile von ihr hergestellt oder die hierfür bestimmten Stoffe gelagert werden, Zu-
tritt zu gewähren. Auf Wunsch sind ihm die zur Unterrichtung erforderlichen Unterlagen 
zur Einsicht vorzulegen und die entsprechenden Auskünfte zu erteilen.  

 
(2) Dabei hat der Auftraggeber keinen Anspruch auf Preisgabe von Fabrikations- oder Ge-
schäftsgeheimnissen des Auftragnehmers. 
 
(3) Alle bei der Besichtigung oder aus den Unterlagen und der sonstigen Unterrichtung er-
worbenen Kenntnisse von Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnissen sind vertraulich zu 
behandeln. Bei Missbrauch haftet der Auftraggeber. 



 

 
3. Für die Qualität der Zulieferungen des Auftraggebers sowie für die von ihm vereinbarten 

Leistungen anderer haftet der Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist. Der Auf-
tragnehmer hat die Pflicht, dem Auftraggeber die bei Anwendung der verkehrsüblichen 
Sorgfalt erkennbaren Mängel der Zulieferungen des Auftraggebers und der vom Auftrag-
geber vereinbarten Leistungen anderer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Unterlässt er 
dies, so übernimmt er damit die Haftung. 

 
4. Der Auftragnehmer darf die Ausführung der Leistung oder wesentlicher Teile davon nur 

mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers an andere übertragen. Die Zustimmung ist 
nicht erforderlich bei unwesentlichen Teilleistungen oder solchen Teilleistungen, auf die 
der Betrieb des Auftragnehmers nicht eingerichtet ist. Diese Bestimmung darf nicht zum 
Nachteil des Handels ausgelegt werden.  

 

§ 5 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

 
1. Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung behin-

dert, so hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 
kann unterbleiben, wenn die Tatsachen und deren hindernde Wirkung offenkundig sind. 

 
2. (1) Die Ausführungsfristen sind angemessen zu verlängern, wenn die Behinderung im Be-

trieb des Auftragnehmers durch höhere Gewalt, andere vom Auftragnehmer nicht zu ver-
tretende Umstände, Streik oder durch rechtlich zulässige Aussperrung verursacht worden 
ist. Gleiches gilt für solche Behinderungen von Unterauftragnehmern und Zulieferern, so-
weit und solange der Auftragnehmer tatsächlich oder rechtlich gehindert ist, Ersatzbeschaf-
fungen vorzunehmen. 

 
(2) Falls nichts anderes vereinbart ist, sind die Parteien, wenn eine nach Absatz 1 vom 
Auftragnehmer nicht zu vertretende Behinderung länger als drei Monate seit Zugang der 
Mitteilung gemäß Nr. 1 Satz 1 oder Eintritt des offenkundigen Ereignisses gemäß Nr. 1 
Satz 2 dauert berechtigt, binnen 30 Tagen nach Ablauf dieser Zeit durch schriftliche Erklä-
rung den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen oder ganz oder teilweise von ihm zu-
rückzutreten. 
 

3. Sobald die hindernden Umstände wegfallen, hat der Auftragnehmer unter schriftlicher Mit-
teilung an den Auftraggeber die Ausführung der Leistung unverzüglich wieder aufzuneh-
men. 

 

§ 6 
Art der Anlieferung und Versand 

 
Der Auftragnehmer hat, soweit der Auftraggeber die Versandkosten gesondert trägt, unter 
Beachtung der Versandbedingungen des Auftraggebers dessen Interesse sorgfältig zu wahren. 
Dies bezieht sich insbesondere auf die Wahl des Beförderungsweges, die Wahl und die Aus-
nutzung des Beförderungsmittels sowie auf die tariflich günstigste Warenbezeichnung. 
 



 

§ 7 
Pflichtverletzungen des Auftragnehmers 

 
1. Im Fall  von Pflichtverletzungen des Auftragnehmers finden vorbehaltlich der Regelungen 

des § 14 VOL/B die gesetzlichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen Anwendung. 

 
2. (1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber im Fall leicht fahrlässig verursachter Schä-

den aufgrund von Pflichtverletzungen den entgangenen Gewinn des Auftraggebers nicht zu 
ersetzen. Die Pflicht zum Ersatz dieser Schäden ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn der 
Verzug durch Unterauftragnehmer verursacht worden ist, die der Auftraggeber dem Auf-
tragnehmer vorgeschrieben hat. 
 
(2) Darüber hinaus kann die Schadensersatzpflicht im Einzelfall weiter begrenzt werden. 
Dabei sollen branchenübliche Lieferbedingungen z. B. dann berücksichtigt werden, wenn 
die Haftung summenmäßig oder auf die Erstattung von Mehraufwendungen für Ersatzbe-
schaffungen beschränkt werden soll. 
 
(3) Macht der Auftraggeber  Schadensersatz statt der ganzen Leistung oder anstelle davon 
Aufwendungsersatz geltend, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, die ihm überlassenen 
Unterlagen (Zeichnungen, Berechnungen usw.) unverzüglich zurückzugeben. Der Auftrag-
geber hat dem Auftragnehmer unverzüglich eine Aufstellung über die Art seiner Ansprü-
che mitzuteilen. Die Mehrkosten für die Ausführung der  Leistung durch einen Dritten hat 
der Auftraggeber dem Auftragnehmer innerhalb von 3 Monaten nach Abrechnung mit dem 
Dritten mitzuteilen. Die Höhe der übrigen Ansprüche hat der Auftraggeber dem Auftrag-
nehmer unverzüglich anzugeben. 

 
(4)  Macht der Auftraggeber bei bereits teilweise erbrachter Leistung Ansprüche auf Scha-
densersatz statt der Leistung oder anstelle davon Aufwendungsersatz nur wegen des noch 
ausstehenden Teils der Leistung geltend, so hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber un-
verzüglich eine prüfbare Rechnung über den bereits bewirkten Teil der Leistung zu über-
mitteln. Im Übrigen findet Absatz 3 Anwendung. 

 
3. Übt der Auftraggeber ein Rücktrittsrecht aus, finden Nr. 2 Absatz 3 Sätze 1 und 4 entspre-

chende Anwendung; bei teilweisem Rücktritt gilt zusätzlich Nr. 2 Absatz 4 Satz 1 entspre-
chend. 

 
4. (1)  Gerät der Auftragnehmer in Verzug, setzt der Auftraggeber dem Auftragnehmer vor 

Ausübung des Rücktrittsrechtes eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung. 
 
 (2)  Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers zu erklären, ob 

er wegen der Verzögerung der Leistung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung be-
steht. Diese Anfrage ist vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 zu stellen. Bis zum Zugang der 
Antwort beim Auftragnehmer bleibt dieser zur Leistung berechtigt.  

 
 



 

§ 8 
Lösung des Vertrags durch den Auftraggeber 

 
1. Der Auftraggeber kann vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung 

kündigen, wenn über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser 
Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des 
Vertrags dadurch in Frage gestellt ist, dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend 
einstellt. 

 
2. Der Auftraggeber kann auch vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger 

Wirkung kündigen, wenn sich der Auftragnehmer in bezug auf die Vergabe an einer unzu-
lässigen Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen beteiligt hat. 

 
3. Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung, soweit der Auftraggeber für sie Ver-

wendung hat, nach den Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleisteten Teils zu 
der gesamten vertraglichen Leistung auf der Grundlage der Vertragspreise abzurechnen; 
die nicht verwendbare Leistung wird dem Auftragnehmer auf dessen Kosten zurückge-
währt. 

 
4. Die sonstigen gesetzlichen Rechte und Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 
 

§ 9 
Verzug des Auftraggebers, 

Lösung des Vertrags durch den Auftragnehmer 
 
1. Im Fall des Verzugs des Auftraggebers als Schuldner und als Gläubiger finden die gesetz-

lichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Anwendung. 
 
2. (1) Unterlässt der Auftraggeber ohne Verschulden eine ihm nach dem Vertrag obliegende 

Mitwirkung und setzt er dadurch den Auftragnehmer außerstande, die Leistung vertrags-
gemäß zu erbringen, so kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber zur Erfüllung dieser 
Mitwirkungspflicht eine angemessene Frist setzen mit der Erklärung, dass er sich vorbe-
halte, den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen, wenn die Mitwirkungspflicht nicht 
bis zum Ablauf der Frist erfüllt werde. 

 
(2) Im Fall der Kündigung sind bis dahin bewirkte Leistungen nach den Vertragspreisen 
abzurechnen. Im Übrigen hat der Auftragnehmer Anspruch auf eine angemessene Entschä-
digung, deren Höhe in entsprechender Anwendung von § 642 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches zu bestimmen ist. 
 

3. Ansprüche des Auftragnehmers wegen schuldhafter Verletzung von Mitwirkungspflichten 
durch den Auftraggeber bleiben unberührt. 

 



 

§ 10 
Obhutspflichten 

 
Der Auftragnehmer hat bis zum Gefahrübergang die von ihm ausgeführten Leistungen und 
die für die Ausführung übergebenen Gegenstände vor Beschädigungen oder Verlust zu schüt-
zen. 
 

§ 11 
Vertragsstrafe 

 
1. Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 des Bürgerlichen Gesetz-

buches. Eine angemessene Obergrenze ist festzulegen. 
 
2. Ist die Vertragsstrafe für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart, darf sie 

für jede vollendete Woche höchstens 1/2 vom Hundert des Wertes desjenigen Teils der 
Leistung betragen, der nicht genutzt werden kann. Diese beträgt maximal 8 % . Ist die Ver-
tragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktage; ist sie nach Wochen bemessen, 
so wird jeder Werktag einer angefangenen Woche als 1/6 Woche gerechnet.  
 
Der Auftraggeber kann Ansprüche aus verwirkter Vertragsstrafe bis zur Schlusszahlung 
geltend machen. 

 

§ 12 
Güteprüfung 

 
1. Güteprüfung ist die Prüfung der Leistung auf Erfüllung der vertraglich vereinbarten techni-

schen und damit verbundenen organisatorischen Anforderungen durch den Auftraggeber 
oder seinen gemäß Vertrag benannten Beauftragten. Die Abnahme bleibt davon unberührt. 

 
2. Ist im Vertrag eine Vereinbarung über die Güteprüfung getroffen, die Bestimmungen über 

Art, Umfang und Ort der Durchführung enthalten muss, so gelten ergänzend hierzu, falls 
nichts anderes vereinbart worden ist, die folgenden Bestimmungen: 

 
a) Auch Teilleistungen können auf Verlangen des Auftraggebers oder Auftragnehmers ge-

prüft werden, insbesondere in den Fällen, in denen die Prüfung durch die weitere Aus-
führung wesentlich erschwert oder unmöglich würde. 

 
b) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber oder dessen Beauftragten den Zeitpunkt der 

Bereitstellung der Leistung oder Teilleistungen für die vereinbarten Prüfungen rechtzei-
tig schriftlich anzuzeigen. Die Parteien legen dann unverzüglich eine Frist fest, inner-
halb derer die Prüfungen durchzuführen sind. Verstreicht diese Frist aus Gründen, die 
der Auftraggeber zu vertreten hat ungenutzt, kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
eine angemessene Nachfrist setzen mit der Forderung, entweder innerhalb der Nachfrist 
die Prüfungen durchzuführen oder zu erklären, ob der Auftraggeber auf die Güteprü-
fung verzichtet. Führt der Auftraggeber die Prüfungen nicht innerhalb der Nachfrist 
durch und verzichtet der Auftraggeber auf die Prüfungen nicht, so hat er nach dem Ende 



 

der Nachfrist Schadensersatz nach den Vorschriften über den Schuldnerverzug zu leis-
ten. 

 
c) Der Auftragnehmer hat die zur Güteprüfung erforderlichen Arbeitskräfte, Räume, Ma-

schinen, Geräte, Prüf- und Messeinrichtungen sowie Betriebsstoffe zur Verfügung zu 
stellen. 

 
d) Besteht aufgrund der Güteprüfung Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung 

oder von Teilleistungen als nicht vertragsgemäß, so hat der Auftragnehmer diese durch 
vertragsgemäße zu ersetzen. 

 
e) Besteht kein Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung aufgrund von Mei-

nungsverschiedenheiten über das angewandte Prüfverfahren, so kann der Auftragneh-
mer eine weitere Prüfung durch eine mit dem Auftraggeber zu vereinbarende Prüfstelle 
verlangen, deren Entscheidung endgültig ist. Die hierbei entstehenden Kosten trägt der 
unterliegende Teil. 

 
f) Der Auftraggeber hat vor Auslieferung der Leistung einen Freigabevermerk zu erteilen. 

Dieser ist die Voraussetzung für die Auslieferung an den Auftraggeber. 
 
g) Der Vertragspreis enthält die Kosten, die dem Auftragnehmer durch die vereinbarte Gü-

teprüfung entstehen. Entsprechend der Güteprüfung unbrauchbar gewordene Stücke 
werden auf die Leistung nicht angerechnet. 

 

§ 13 
Abnahme 

 
1. (1) Für den Übergang der Gefahr gelten, soweit nichts anderes vereinbart ist, die gesetzli-

chen Vorschriften. 
 
(2) Wenn der Versand oder die Übergabe der fertiggestellten Leistung auf Wunsch des 
Auftraggebers über den im Vertrag vorgesehenen Termin hinausgeschoben wird, so geht, 
sofern nicht ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist, für den Zeitraum der Verschiebung die 
Gefahr auf den Auftraggeber über. 

 
2. (1) Abnahme ist die Erklärung des Auftraggebers, dass der Vertrag der Hauptsache nach 

erfüllt ist. Ist eine Abnahme gesetzlich vorgesehen oder vertraglich vereinbart, hat der Auf-
traggeber innerhalb der vorgesehenen Frist zu erklären, ob er die Leistung abnimmt. 

 
Liegt ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Auftraggeber die Abnahme nicht 
verweigern, wenn der Auftragnehmer seine Pflicht zur Beseitigung des Mangels ausdrück-
lich anerkennt. 
 
Bei Nichtabnahme gibt der Auftraggeber dem Auftragnehmer die Gründe bekannt und 
setzt, sofern insbesondere eine Nacherfüllung möglich und beiden Parteien zumutbar ist, 
eine Frist zur erneuten Vorstellung zur Abnahme, unbeschadet des Anspruchs des Auf-
traggebers aus der Nichteinhaltung des ursprünglichen Erfüllungszeitpunkts. 
 



 

(2) Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Auftragnehmers für erkannte Mängel, soweit 
sich der Auftraggeber nicht die Geltendmachung von Rechten wegen eines bestimmten 
Mangels vorbehalten hat. 
 
(3) Hat der Auftraggeber die Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme mit 
Beginn der Benutzung als erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 
 
(4) Bei der Abnahme von Teilen der Leistung gelten die vorstehenden Absätze entspre-
chend. 
 

3. Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen um Sachen, die 
der Auftraggeber als nicht vertragsgemäß zurückgewiesen hat, fortzuschaffen. Nach Ab-
lauf der Frist kann er diese Sachen unter möglichster Wahrung der Interessen des Auftrag-
nehmers auf dessen Kosten veräußern. 

 
 

§ 14 
Mängelansprüche und Verjährung 

 
 1. Ist ein Mangel auf ein Verlangen des Auftraggebers nach Änderung der Beschaffenheit der 

Leistung (§ 2 Nr. 1), auf die von ihm gelieferten oder vorgeschriebenen Stoffe oder von 
ihm geforderten Vorlieferungen eines anderen zurückzuführen, so ist der Auftragnehmer 
von Ansprüchen aufgrund dieser Mängel frei, wenn er die schriftliche Mitteilung nach § 2 
Nr. 2 oder § 4 Nr. 3 erstattet hat oder wenn die vom Auftraggeber gelieferten Stoffe mit 
Mängeln behaftet sind, die bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt nicht erkennbar wa-
ren. 

 
2. Für die Mängelansprüche gelten die gesetzlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben: 
 

a)  Weist die Leistung Mängel auf, so ist dem  Auftragnehmer zunächst Gelegenheit zur 
Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Alle diejenigen Teile oder 
Leistungen sind nach Wahl des Auftragnehmers unentgeltlich nachzubessern, neu zu 
liefern oder neu zu erbringen, die innerhalb der Verjährungsfrist einen Sachmangel 
aufweisen, soweit dessen Ursache bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 

 
Nach Ablauf der Frist zur Nacherfüllung kann der Auftraggeber die Mängel auf Kosten 
des Auftragnehmers selbst beseitigen oder durch einen Dritten beseitigen lassen. 
 
Der Auftraggeber kann eine angemessene Frist auch mit dem Hinweis setzen, dass er 
die Beseitigung des Mangels nach erfolglosem Ablauf der Frist ablehne; in diesem Fall 
kann der Auftraggeber nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
 
1. die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten sowie  
 
2. Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

 
 



 

 b) Ein Anspruch des Auftraggebers auf Schadensersatz bezieht sich auf den Schaden am 
Gegenstand des Vertrages selbst, es sei denn, 

 
aa) der entstandene Schaden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auftrag-

nehmers selbst, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen 
(§ 278 des Bürgerlichen Gesetzbuches) verursacht, 

 
bb) der Schaden ist durch die Nichterfüllung einer Garantie für die Beschaffenheit der 

Leistung verursacht oder 
 
cc) der Schaden resultiert aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-

sundheit. 
 
Soweit der Auftragnehmer nicht nach aa) – cc) haftet, ist der Anspruch auf Ersatz ver-
geblicher Aufwendungen begrenzt auf den Wert der vom Mangel betroffenen Leistung. 
 
Die Schadens- und Aufwendungsersatzpflicht gemäß aa) entfällt, wenn der Auftrag-
nehmer nachweist, dass Sabotage vorliegt, oder wenn der Auftraggeber die Erfüllungs-
gehilfen gestellt hat oder wenn der Auftragnehmer auf die Auswahl der Erfüllungsgehil-
fen einen entscheidenden Einfluss nicht ausüben konnte. 
 
 

c) Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen, mangelhaf-
te Sachen fortzuschaffen. Nach Ablauf der Frist kann er diese Sachen unter möglichster 
Wahrung der Interessen des Auftragnehmers auf dessen Kosten veräußern. 

 
d) Für vom Auftraggeber unsachgemäß und ohne Zustimmung des Auftragnehmers vor-

genommene Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten und deren Folgen haftet der Auf-
tragnehmer nicht. 
 

3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten für die Verjährung der Mängelansprüche  die 
gesetzlichen Fristen des Bürgerlichen Gesetzbuches. Andere Regelungen sollen vorgese-
hen werden, wenn dies wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist; hierbei können 
die in dem jeweiligen Wirtschaftszweig üblichen Regelungen in Betracht gezogen wer-
den. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer  Mängel unverzüglich schriftlich anzuzei-
gen. 

 
 

§ 15 
Rechnung 

 
1. (1) Der Auftragnehmer hat seine Leistung nachprüfbar abzurechnen. Er hat dazu Rechnun-

gen übersichtlich aufzustellen und dabei die im Vertrag vereinbarte Reihenfolge der Posten 
einzuhalten, die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu verwenden 
sowie gegebenenfalls sonstige im Vertrag festgelegte Anforderungen an Rechnungsvor-
drucke zu erfüllen und Art und Umfang der Leistung durch Belege in allgemein üblicher 
Form nachzuweisen. Rechnungsbeträge, die für Änderungen und Ergänzungen zu zahlen 



 

sind, sollen unter Hinweis auf die getroffenen Vereinbarungen von den übrigen getrennt 
aufgeführt oder besonders kenntlich gemacht werden. 

 
(2) Wenn vom Auftragnehmer nicht anders bezeichnet, gilt diese Rechnung als Schluss-
rechnung. 
 

2.  Wird eine prüfbare Rechnung gemäß Nr. 1 trotz Setzung einer angemessenen Frist nicht 
eingereicht, so kann der Auftraggeber die Rechnung auf Kosten des Auftragnehmers für 
diesen aufstellen, wenn er dies angekündigt hat. 

 
 

§ 16 
Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen 

 
1. Leistungen werden zu Stundenverrechnungssätzen nur bezahlt, wenn dies im Vertrag vor-

gesehen ist oder wenn sie vor Beginn der Ausführung vom Auftraggeber in Auftrag gege-
ben worden sind. 

 
2. Dem Auftraggeber sind Beginn und Beendigung von derartigen Arbeiten anzuzeigen. So-

weit nichts anderes vereinbart ist, sind über die Arbeiten nach Stundenverrechnungssätzen 
wöchentlich Listen einzureichen, in denen die geleisteten Arbeitsstunden und die etwa be-
sonders zu vergütenden Roh- und Werkstoffe, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie besonders 
vereinbarte Vergütungen für die Bereitstellung von Gerüsten, Werkzeugen, Geräten, Ma-
schinen und dergleichen aufzuführen sind. 

 
3.  Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Listen wöchentlich, erstmalig 12 Werktage nach 

Beginn, einzureichen. 
 
 

§ 17 
Zahlung 

 
1. Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfüllung der Leistung. Sie kann früher 

gemäß den vereinbarten Zahlungsbedingungen erfolgen. Fehlen solche Vereinbarungen, so 
hat die Zahlung des Rechnungsbetrages binnen 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren 
Rechnung zu erfolgen. Die Zahlung geschieht in der Regel bargeldlos. Maßgebend für die 
Rechtzeitigkeit ist der Zugang des Überweisungsauftrages beim Zahlungsinstitut des Auf-
traggebers. 

 
2. Sofern Abschlagszahlungen vereinbart sind, sind sie in angemessenen Fristen auf Antrag 

entsprechend dem Wert der erbrachten Leistungen in vertretbarer Höhe zu leisten. Die 
Leistungen sind durch nachprüfbare Aufstellungen nachzuweisen. Abschlagszahlungen 
gelten nicht als Abnahme von Teilen der Leistung. 

 
3. Bleiben bei der Schlussrechnung Meinungsverschiedenheiten, so ist dem Auftragnehmer 

gleichwohl der ihm unbestritten zustehende Betrag auszuzahlen. 
 



 

4. Die vorbehaltlose Annahme der als solche gekennzeichneten Schlusszahlung schließt 
Nachforderungen aus. Ein Vorbehalt ist innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der 
Schlusszahlung zu erklären. 

 
Ein Vorbehalt wird hinfällig, wenn nicht innerhalb eines weiteren Monats eine prüfbare 
Rechnung über die vorbehaltenen Forderungen eingereicht oder, wenn dies nicht möglich 
ist, der Vorbehalt eingehend begründet wird. 

 
5.  Werden nach Annahme der Schlusszahlung Fehler in den Unterlagen der Abrechnung fest-

gestellt, so ist die Schlussrechnung zu berichtigen. Solche Fehler sind Fehler in der Leis-
tungsermittlung und in der Anwendung der allgemeinen Rechenregeln, Komma- und 
Übertragungs- einschließlich Seitenübertragungsfehler. Auftraggeber und Auftragnehmer 
sind verpflichtet, die sich daraus ergebenden Beträge zu erstatten. 

 

§ 18 
Sicherheitsleistung 

 
1. (1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Sicherheitsleistungen unter den Vorausset-

zungen des § 14 VOL/A erst ab einem Auftragswert von 50.000,-- Euro zulässig. Wenn ei-
ne Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§ 232-240 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches, soweit sich aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

 
(2) Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und die Durch-
setzung von Mängelansprüchen sicherzustellen. 
 

2. (1) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Hinterlegung von 
Geld oder durch Bürgschaft eines in der Europäischen Union oder in einem Staat, der Ver-
tragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Mitglied des 
WTO-Dienstleistungsübereinkommens (GATS) ist, zugelassenen Kreditinstituts oder Kre-
ditversicherers geleistet werden. Sofern der Auftraggeber im Einzelfall begründete Beden-
ken gegen die Tauglichkeit des Bürgen hat, hat der Auftragnehmer die Tauglichkeit nach-
zuweisen. 

 
(2) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er kann 
eine Sicherheit durch eine andere ersetzen. 
 

3. Bei Bürgschaft durch andere als zugelassene Kreditinstitute oder Kreditversicherer ist Vor-
aussetzung, dass der Auftraggeber den Bürgen als tauglich anerkannt hat. 

 
4. (1) Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass die 

Bürgschaft deutschem Recht unterliegt, unter Verzicht auf die Einreden der Aufrechen-
barkeit, der Anfechtbarkeit und der Vorausklage abzugeben (§§ 770, 771 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches); sie darf nicht auf bestimmte Zeit begrenzt und muss nach Vorschrift 
des Auftraggebers ausgestellt sein. Die Bürgschaft muss unter den Voraussetzungen von 
§ 38 der Zivilprozessordnung die ausdrückliche Vereinbarung eines vom Auftraggeber 
gewählten inländischen Gerichtsstands für alle Streitigkeiten über die Gültigkeit der Bürg-
schaftsvereinbarung sowie aus der Vereinbarung selbst enthalten. 

 



 

(2) Der Auftraggeber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen zur 
Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet. 

 
5. Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den Be-

trag bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das 
beide Parteien nur gemeinsam verfügen können. Etwaige Zinsen stehen dem Auftragneh-
mer zu. 

 
6. Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Vertragsschluss zu leis-

ten, wenn nichts anderes vereinbart ist. 
 
7. Der Auftraggeber hat eine Sicherheit entsprechend dem völligen oder teilweisen Wegfall 

des Sicherungszwecks unverzüglich zurückzugeben. 
 

§ 19 
Streitigkeiten 

 
1. Bei Meinungsverschiedenheiten sollen Auftraggeber und Auftragnehmer zunächst versu-

chen, möglichst binnen zweier Monate eine gütliche Einigung herbeizuführen. 
 
2. Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 der Zivilpro-

zessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die Gültigkeit 
des Vertrages und aus dem Vertragsverhältnis ausschließlich nach dem Sitz der für die 
Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle, soweit nichts anderes vereinbart 
ist. Die auftraggebende Stelle ist auf Verlangen verpflichtet, die den Auftraggeber im Pro-
zess vertretende Stelle mitzuteilen. 

 
3. Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die übertragenen Leistungen einzustellen, 

wenn der Auftraggeber erklärt, dass aus Gründen besonderen öffentlichen Interesses eine 
Fortführung der Leistung geboten ist. 
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Die Paragraphen beziehen sich auf die Allgemeinen Vertrags-
bedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B).

Vertragsbestandteile (§ 1)1

1.1

b) Besondere Vertragsbedingungen

f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausfüh-
rung von Leistungen (VOL/B)

1.2

Art und Umfang der Lieferungen und Leistungen
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Durch die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmun-
gen wird die Wirksamkeit des Vertrags im Übrigen nicht
berührt.

Anderslautende Geschäfts-, Liefer- oder Zahlungsbedin-
gungen der Auftragnehmerin oder des Auftragnehmers
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nung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Auf-
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Mit der Annahme des Auftrags ist die Auftragnehmerin
oder der Auftragnehmer verpflichtet, der zuständigen
Preisbehörde auf Verlangen nachzuweisen, dass es sich
um einen Marktpreis handelt. Kann aufgrund der Preis-
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Selbstkostenrichtpreis oder Selbstkostenerstattungspreis
zu ermitteln und abzurechnen. Bei der Abrechnung zu
Selbstkosten wird zur Abgeltung des kalkulatorischen
Gewinns ein Satz für höchstens 5 v. H. der Netto-Selbst-
kosten als angemessen betrachtet. Eine Verzinsung des
betriebsnotwendigen Kapitals von 6,5 v. H. darf nicht
überschritten werden.
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Änderung der Vergütung (§ 2 Nr. 3)3

4

Beansprucht die Auftragnehmerin oder der Auftragneh-
mer auf Grund von § 2 Nr. 3 VOL/B eine erhöhte Vergü-
tung, muss sie bzw. er dies dem Auftraggeber unverzüg-
lich - möglichst vor Ausführung der Leistung und mög-
lichst der Höhe nach - anzeigen. Die Auftragnehmerin
oder der Auftragnehmer hat auf Verlangen die durch die
Änderung der Leistung bedingten Mehr- oder Minder-
kosten nachzuweisen.

Mehr- oder Minderleistungen (§ 2)

- ist die Auftragnehmerin oder der Auftragnehmer ver-
pflichtet, Mehrleistungen bis zu 10 v. H. der im Vertrag
festgelegten Mengen zu den im Vertrag festgelegten
Einheitspreisen zu erbringen,

Bei marktgängigen, serienmäßigen Erzeugnissen, für die
Einheitspreise im Vertrag vorgesehen sind,

- begründen Minderungen bis zu 10 v. H. der im Vertrag
festgelegten Mengen keinen Anspruch auf Änderung
der im Vertrag festgelegten Einheitspreise.

5 Verpackung

Abfälle aus Verpackungen sind dadurch zu vermeiden,
dass Verpackungen

Verpackungen sind aus umweltverträglichen und die
stoffliche Verwertung nicht belastenden Materialien
herzustellen.

1. nach Volumen und Gewicht auf das zum Schutz des
Füllgutes notwendige Maß beschränkt werden,

Auf Verlangen sind neue Ausführungsfristen zu verein-
baren.

2. so beschaffen sein müssen, dass sie wieder verwendbar
sind, soweit dies technisch möglich und zumutbar so-
wie vereinbar mit den auf das Füllgut bezogenen Vor-
schriften ist,

3. stofflich verwertet werden, soweit die Voraussetzun-
gen für eine Wiederverwendbarkeit nicht vorliegen.

Die Auftragnehmerin oder der Auftragnehmer ist ver-
pflichtet, sofern in der Leistungsbeschreibung ausdrück-
lich vorgesehen, Verpackungen nach Gebrauch zurück-
zunehmen und einer erneuten Verwendung oder einer
stofflichen Verwertung außerhalb der öffentlichen Ab-
fallentsorgung zuzuführen.

Die Auftragnehmerin oder der Auftragnehmer gewähr-
leistet die umweltgerechte Entsorgung.

Verzichtet der Auftraggeber auf die Rücknahme der Ver-
packungen, so gehen diese - wenn nichts anderes ver-
einbart ist - ohne Anspruch auf Vergütung in das Eigen-
tum des Auftraggebers über. Wird in gemieteten Behäl-
tern geliefert, so hat die Auftragnehmerin bzw. der Auf-
tragnehmer - wenn nichts anderes vereinbart ist - keinen
Anspruch auf besondere Vergütung der Mietgebühren.

6.1

6.2 Die Auftragnehmerin oder der Auftragnehmer hat die für
die Prüfung der Einhaltung der anerkannten Regeln der
Technik und der anderen in Ziffer 6.1 genannten Um-
stände erforderlichen Unterlagen (Schaltbilder, Funk-
tionsbeschreibungen usw. in deutscher Sprache) dem
Auftraggeber zur Verfügung zu stellen. Sollte sich bei der
Überprüfung herausstellen, dass Ziffer 6.1 nicht beachtet

Die Waren sind in der angebotenen Ausführung zu lie-
fern und müssen den anerkannten Regeln der Technik,
insbesondere den gesetzlichen Vorschriften und behörd-
lichen Bestimmungen sowie den in Anlage 1 der VgV auf-
geführten Technischen Anforderungen entsprechen.

Ausführung der Leistungen (§ 4)6

wurde, so hat die Auftragnehmerin bzw. der Auftrag-
nehmer die Kosten der Überprüfung zu übernehmen
und den ordnungsgemäßen Zustand der Geräte und An-
lagen auf ihre bzw. seine Kosten unverzüglich herzustel-
len. Ist die Auftragnehmerin bzw. der Auftragnehmer
mit der Beseitigung des Mangels im Verzuge, so kann
der Auftraggeber den Mangel selbst beseitigen und Er-
satz der erforderlichen Aufwendungen verlangen. Die
gesetzlichen Gewährleistungsansprüche des Auftragge-
bers bleiben unberührt. Der Auftraggeber ist berechtigt,
sich von der vertragsgemäßen Ausführung der Leistung
zu unterrichten. Dazu sind ihm auf Wunsch die Ausfüh-
rungsunterlagen zur Einsicht vorzulegen, die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen sowie Zutritt zu den in Be-
tracht kommenden Arbeitsplätzen, Werkstätten und La-
gerräumen zu gewähren.

6.4

6.3

8

8.1

8.2

9.1

9

Beschreibungen, Zeichnungen oder Muster, die die Auf-
tragnehmerin oder der Auftragnehmer erhalten hat,
bleiben Eigentum des Auftraggebers. Sie sind dem Auf-
traggeber nach Ausführung des Auftrags kostenfrei zu-
rückzugeben

Betriebs-, Bedienungs-, Gebrauchsanweisungen und
dergleichen sind auch ohne besondere Vereinbarung der
zu erbringenden Leistung beizufügen.

Alle schriftlichen Äußerungen der Auftragnehmerin oder
des Auftragnehmers müssen in deutscher Sprache abge-
faßt sein. Fremdsprachliche schriftliche Äußerungen Drit-
ter (z. B. Bescheinigungen, sonstige Unterlagen von Be-
hörden und Privaten) sind mit deutscher Übersetzung
einzureichen. Die Übersetzung behördlicher Bescheini-
gungen muss vom Konsulat beglaubigt sein.

Die Auftragnehmerin oder der Auftragnehmer darf Lei-
stungen nur an Unterauftragnehmer übertragen, die die
gewerbe- und handwerksrechtlichen Voraussetzungen
für die Ausführung des zu vergebenden Auftrags erfül-
len. Sie bzw. er ist gehalten, zu Unteraufträgen mittlere
und kleine Unternehmen in dem Umfang heranzuzie-
hen, wie es mit der vertragsgemäßen Ausführung der
Leistungen zu vereinbaren ist.

Die Auftragnehmerin oder der Auftragnehmer hat vor
der beabsichtigten Übertragung Art und Umfang der
Leistungen sowie Namen, Anschrift und Berufsgenos-
senschaft (einschließlich Mitgliedsnummer) des hierfür
vorgesehenen Unterauftragnehmers schriftlich bekannt-
zugeben. Beabsichtigt die Auftragnehmerin bzw. der
Auftragnehmer Leistungen zu übertragen, auf die ihr
bzw. sein Betrieb eingerichtet ist, hat sie bzw. er vorher
die schriftliche Zustimmung gemäß § 4 Nr. 4 VOL/B ein-
zuholen.

Leistungs- und Erfüllungsort ist - wenn nichts anderes
vereinbart ist - der Sitz der empfangenden Dienststelle
(Empfangsstelle).

Abnahme (§ 13)

7 Sprache

Unterauftragnehmer (Nachunternehmer) (§ 4 Nr. 4)

Unterauftragnehmer sind bei Anforderung eines Ange-
bots davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen
öffentlichen Auftrag handelt. Sie unterliegen der in
Nummer 2.1 aufgeführten Verordnung.

Die Auftragnehmerin oder der Auftragnehmer hat der
Beauftragung von Unterauftragnehmern die Regelun-
gen der UVgO Ausgabe 2017, zu Grunde zu legen
und VOL/B zum Vertragsinhalt zu machen. Dem Nach-
unternehmer dürfen - insbesondere hinsichtlich der Zah-
lungsweise, Gewährleistung und Vertragsstrafe - keine
ungünstigeren Bedingungen auferlegt werden als zwi-
schen Auftraggeber und Auftragnehmer vereinbart sind.
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Teilleistungen sind nur mit Zustimmung des Auftragge-
bers zulässig.

Die Liefergegenstände sind - wenn nichts anderes ver-
einbart ist - auf Gefahr der Auftragnehmerin bzw. des
Auftragnehmers frei Verwendungsstelle zu liefern. Lie-
fertermine sind mit dem Auftraggeber rechtzeitig abzu-
stimmen.

Die Gefahr des zufälligen Untergangs und einer zufälligen
Verschlechterung geht erst auf den Auftraggeber über,
wenn die oder der zuständige Mitarbeiter der Empfangs-
stelle die Leistung der Auftragnehmerin oder des Auf-
tragnehmers abgenommen oder, wenn eine Abnahme
weder gesetzlich vorgesehen noch vertraglich vereinbart
ist, die Lieferung des Auftragnehmers angenommen ist.

9.2

9.3

Gewährleistung und Verjährung (§ 14)11

9.4

Auftragsentziehung -
Kündigung oder Rücktritt (§§ 7, 8)

10

Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag zu kündigen
oder von ihm zurückzutreten, wenn die Auftragnehme-
rin oder der Auftragnehmer Personen, die aufseiten des
Auftraggebers mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder
der Durchführung des Vertrages befasst sind oder ihnen
nahestehenden Personen Vorteile (§§ 331 ff StGB) an-
bietet, verspricht oder gewährt. Solchen Handlungen der
Auftragnehmerin bzw. des Auftragnehmers selbst stehen
Handlungen von Personen gleich, die aufseiten der
Auftragnehmerin oder des Auftragnehmers mit der Vor-
bereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des
Vertrages befasst sind.

10.1

Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag zu kündigen
oder von ihm zurückzutreten, wenn die Auftragnehme-
rin oder der Auftragnehmer aus Anlass der Vergabe nach-
weislich eine Abrede getroffen hat, die eine unzulässige
Wettbewerbsbeschränkung darstellt.

10.2

Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen sind insbe-
sondere wettbewerbswidrige Verhandlungen und Ver-
abredungen mit anderen Bietern über

- Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten,

- die zu fordernden Preise,

- Bindungen sonstiger Entgelte,

- Gewinnaufschläge,

- Verarbeitungsspannen und andere Preisbestandteile,

- Zahlungs-, Lieferungs- und andere Bedingungen, so-
weit sie unmittelbar den Preis beeinflussen,

- Entrichtung von Ausfallentschädigungen oder Ab-
standszahlungen,

- Gewinnbeteiligung oder andere Abgaben

sowie Empfehlungen, es sei denn, dass sie nach §§ 2 ff.
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen - GWB -
zulässig sind. Solchen Handlungen der Auftragnehmerin
oder des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen von
Personen gleich, die von ihr bzw. ihm beauftragt oder für
sie bzw. ihn tätig sind.

10.3 Tritt der Auftraggeber gemäß Nr. 10.1 oder 10.2 vom Vertrag
zurück, so finden die gesetzlichen Bestimmungen Anwen-
dung. Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung,
soweit der Auftraggeber für sie Verwendung hat, nach den
Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleisteten
Teils zu der gesamten vertraglichen Leistung auf der Grund-
lage der Vertragspreise abzurechnen; die nicht verwendbare
Leistung wird der Auftragnehmerin bzw. dem Auftragnehmer
auf dessen Kosten zurückgewährt.

11.1 Die Verjährungsfrist der Gewährleistungsansprüche be-
ginnt mit der unbeanstandeten Abnahme der Leistung
oder, wenn eine Abnahme weder gesetzlich vorgesehen
noch vertraglich vereinbart ist, mit der unbeanstandeten
Annahme der Lieferung.

Rechnung (§ 15)12

12.1 Die Rechnung ist auf die im Auftrag bezeichnete Dienst-
stelle auszustellen.

12.2 Bei Teilrechnungen aufgrund von Teillieferungen müssen
gelieferte und restliche Mengen klar ersichtlich sein. Die
letzte Teilrechnung ist als solche und als Schlussrechnung
zu kennzeichnen.

12.3 Ein Anspruch auf Bezahlung der Rechnung besteht nur,
wenn ihr prüfungsfähige Unterlagen über die Lieferung/
Leistung an die Empfangsstelle beigefügt sind; dies
geschieht in der Regel mit Hilfe quittierter Lieferscheine
bzw. Leistungsnachweise.

Bezahlung, Abtretung (§ 17)13

13.1 Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfül-
lung der Leistung, und soweit nichts anderes vereinbart
ist, nach Wahl des Auftraggebers innerhalb von 14 Tagen
(ggf. unter Abzug eines vereinbarten Skontos) oder inner-
halb von 30 Tagen ohne Abzug. Sie kann früher gemäß
den vereinbarten Zahlungsbedingungen erfolgen.

13.2 Die Zahlungs- und Skontofrist beginnt mit dem Eingang
der prüfungsfähigen Rechnung bei der benannten
Dienststelle, frühestens jedoch mit dem Zeitpunkt des
Gefahrenübergangs gemäß Nummer 9.4 dieser Ver-
tragsbedingungen.

Die Zahlung gilt als geleistet

- bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln
mit dem Tag der Übergabe oder der Einlieferung,

- bei Überweisung oder Auszahlung von einem Konto
des Auftraggebers mit dem Tag des Zugangs des Über-
weisungsauftrages beim Geldinstitut des Auftragge-
bers.

13.3

13.4 Eine Abtretung der Forderung der Auftragnehmerin oder
des Auftragnehmers ist nur mit vorheriger Zustimmung
des Auftraggebers rechtswirksam.

Vertragsänderungen14

Gerichtsstand (§ 19)

Jede Änderung des Vertrages bedarf der Schriftform.

15

- 3 -

Der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die Gültig-
keit des Vertrages sowie aus dem Vertragsverhältnis
richtet sich ausschließlich nach dem Sitz der für die Pro-
zessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle.
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1 Gegenstand des EVB-IT Systemvertrages 

1.1 Gegenstand des EVB-IT Systemvertrages ist die Erstellung eines Gesamtsystems auf der 

Grundlage eines Werkvertrages und - soweit vereinbart - Systemservice nach Abnahme 

und/oder die Weiterentwicklung und Anpassung des Gesamtsystems. 

Das Gesamtsystem ergibt sich aus den vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen und 

Lieferungen gemäß Nummern 2 und 4 des EVB-IT Systemvertrages einschließlich der vom 

Auftraggeber beizustellenden Systemkomponenten*. Die Leistungen zur Erstellung des 

Gesamtsystems können insbesondere umfassen: 

• Verkauf von Hardware, 

• Vermietung von Hardware, 

• Überlassung von Standardsoftware* gegen Einmalvergütung auf Dauer, 

• Überlassung von Standardsoftware* auf Zeit, 

• Erstellung und Überlassung von Individualsoftware* auf Dauer, 

• Erstellung des Gesamtsystems und Herbeiführung der Betriebsbereitschaft*, 

• Schulung, 

• Dokumentation. 

Die Leistungen zur Erstellung des Gesamtsystems bilden eine sachliche, wirtschaftliche und 

rechtliche Einheit. 

1.2 Die dem Auftraggeber obliegenden Mitwirkungsleistungen ergeben sich aus Nummer 12 des 

EVB-IT Systemvertrages sowie aus Ziffer 11 dieser Bedingungen. 

1.3 Für den Auftraggeber ist von vertragswesentlicher Bedeutung, dass der Auftragnehmer die im 

EVB-IT Systemvertrag vereinbarte Gesamtfunktionalität herstellt. 

1.4 Der Auftragnehmer leitet das Projekt und trägt die Erfolgsverantwortung für die vereinbarten 

Leistungen. Er haftet für die Leistungen seiner Subunternehmer wie für seine eigenen 

Leistungen. 

2 Art und Umfang der Leistungen zur Erstellung des Gesamtsystems 

Soweit im EVB-IT Systemvertrag nichts anderes vereinbart ist, räumt der Auftragnehmer dem 

Auftraggeber mit Lieferung bzw. Überlassung die vereinbarten Rechte an den vereinbarten Teil- 

oder Gesamtleistungen ein, aufschiebend bedingt durch 

• die auf die jeweilige Lieferung bzw. Überlassung folgende Abschlags-, Teil-, oder Schluss-

zahlung, 

• eine Abnahme der betreffenden Teil- oder Gesamtleistung oder 

• eine Kündigung des Auftraggebers aus wichtigem Grunde gemäß Ziffer 16.3. 

Es gelten hinsichtlich der jeweiligen Leistungsbestandteile folgende Regelungen: 

2.1 Verkauf von Hardware   

Ist der Verkauf von Hardware vereinbart, liefert der Auftragnehmer die Hardware, stellt sie 

entsprechend den Vereinbarungen im EVB-IT Systemvertrag auf und verschafft dem Auftrag-

geber das Eigentum daran. 

Der Auftragnehmer übernimmt die Entsorgung der Verpackungen und nach Ende der Nutzung 

die Entsorgung der von ihm gelieferten Hardware, soweit in Nummern 11.5 oder 11.6 des EVB-

IT Systemvertrages nichts anderes vereinbart ist. 
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2.2 Vermietung von Hardware   

Ist die Vermietung von Hardware vereinbart, stellt der Auftragnehmer die Hardware ent-

sprechend den Vereinbarungen im EVB-IT Systemvertrag auf, überlässt sie dem Auftraggeber 

und hält den vertragsgemäßen Zustand während der Mietzeit aufrecht. Der Auftragnehmer 

nimmt die Verpackung zurück. 

2.3 Überlassung von Software*   

Ist die Überlassung von Software* vereinbart, gilt Folgendes: 

Die Software* wird dem Auftraggeber zur bestimmungsgemäßen Nutzung überlassen. Diese 

ergibt sich aus dem EVB-IT Systemvertrag in Verbindung mit diesen Bedingungen. 

Der Auftraggeber ist berechtigt, von der Software* eine Kopie zu Sicherungszwecken her-

zustellen. Die der Softwareverteilung zur bestimmungsgemäßen Nutzung oder der ordnungs-

gemäßen Datensicherung dienenden Vervielfältigungen der Software* sind Teil des bestim-

mungsgemäßen Gebrauchs. Werden die Nutzungsrechte auf eine im EVB-IT Systemvertrag 

definierte Hard- und/oder Softwareumgebung beschränkt, bedarf eine hiervon abweichende 

Nutzung der Zustimmung des Auftragnehmers. Ist eine im EVB-IT Systemvertrag definierte 

Hard- und/oder Softwareumgebung nicht funktionsfähig, ist die Nutzung bis zu deren 

Wiederherstellung in einer anderen Umgebung auch ohne Zustimmung des Auftragnehmers 

zulässig. 

Die im Rahmen des EVB-IT Systemvertrages gelieferte oder erstellte Software* wurde zu 

einem angemessenen Zeitpunkt vor der Überlassung mit aktueller Scan-Software auf Befall mit 

Schaden stiftender Software* überprüft. Der Auftragnehmer erklärt, dass die Überprüfung 

keinen Hinweis auf Schaden stiftende Software* ergeben hat. Diese Regelung gilt für jede, 

auch die vorläufige und Vorabüberlassung, z.B. zu Testzwecken. 

Unterliegt die Software* Exportkontrollvorschriften, weist der Auftragnehmer im EVB-IT 

Systemvertrag darauf hin. 

2.3.1 Überlassung von Standardsoftware*   

Ist die Überlassung von Standardsoftware* vereinbart, gilt ergänzend Folgendes: 

2.3.1.1 Dauerhafte Überlassung  

Ist die dauerhafte Überlassung von Standardsoftware* gegen Einmalvergütung vereinbart, 

überlässt der Auftragnehmer dem Auftraggeber diese Standardsoftware* entsprechend den 

Vereinbarungen im EVB-IT Systemvertrag und stellt ihm diese zur Verfügung. Soweit im EVB-

IT Systemvertrag keine andere bestimmungsgemäße Nutzung vereinbart ist, geht im Zeitpunkt 

der Lieferung 

• das nicht ausschließliche, 

• mit der Einschränkung des letzten Absatzes dieser Ziffer 2.3.1.1 übertragbare, 

• dauerhafte, unwiderrufliche und unkündbare, 

• örtlich unbeschränkte, 

• in jeder beliebigen Hard- und Softwareumgebung ausübbare 

Recht auf den Auftraggeber über, die Standardsoftware* zu nutzen, das heißt insbesondere, 

sie dauerhaft oder temporär zu speichern und zu laden, sie anzuzeigen und ablaufen zu 

lassen. Dies gilt auch, soweit hierfür Vervielfältigungen notwendig werden. 

Macht der Auftraggeber von seinem Recht zur Übertragung des Nutzungsrechts Gebrauch, 

hat er seine vertraglichen Verpflichtungen bezüglich Inhalt und Umfang der Nutzungsrechte 
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dem Dritten aufzuerlegen. Mit der Übertragung an den Dritten ist der Auftraggeber 

unbeschadet der Rechte gemäß Ziffer 2.3.1.4 letzter Satz nicht mehr zur Nutzung berechtigt. 

2.3.1.2 Überlassung auf Zeit  

Ist die Überlassung von Standardsoftware* auf Zeit vereinbart, überlässt der Auftragnehmer 

die Standardsoftware* dem Auftraggeber und hält den vertragsgemäßen Zustand während der 

vereinbarten Überlassungszeit aufrecht. Soweit im EVB-IT Systemvertrag keine andere 

bestimmungsgemäße Nutzung vereinbart ist, räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber mit 

Beginn der vereinbarten Überlassungszeit 

• das nicht ausschließliche, 

• zeitlich auf die vereinbarte Nutzungszeit beschränkte, nach der vertraglichen Vereinbarung 

ordentlich und im Übrigen nur außerordentlich kündbare, 

• örtlich unbeschränkte, 

• in jeder beliebigen Hard- und Softwareumgebung ausübbare, 

• nicht übertragbare 

Recht ein, die Standardsoftware* zu nutzen, das heißt insbesondere, sie für die vereinbarte 

Nutzungszeit oder temporär zu speichern und zu laden, sie anzuzeigen und ablaufen zu 

lassen. Dies gilt auch, soweit hierfür Vervielfältigungen notwendig werden. 

2.3.1.3 Standardsoftware mit Anpassungen auf Quellcodeebene  

Werden Anpassungen an der Standardsoftware* auf Quellcodeebene vorgenommen, hat der 

Auftragnehmer spätestens mit der Angebotsabgabe mitzuteilen, ob er die Anpassungen in den 

Standard aufnehmen werde. Erklärt er dies, ist er verpflichtet, die Anpassungen in den auf die 

Erklärung der Betriebsbereitschaft* folgenden Programmstand* der Standardsoftware* 

aufzunehmen. Erfolgt keine entsprechende Erklärung oder ist keine Aufnahme der 

Anpassungen in den Standard erfolgt, ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Anpassungen auf 

Quellcodeebene im Quellcode* und die unangepassten Teile der Standardsoftware* im 

Objektcode* so zu übergeben, dass der Auftraggeber in der Lage ist, mit entsprechend 

qualifiziertem Personal hieraus wieder die angepasste Standardsoftware* zu erstellen. An dem 

zu übergebenden Quellcode* erhält der Auftraggeber die Rechte für Individualsoftware*. 

2.3.1.4 Weitere Nutzungsrechtsvereinbarungen  

Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Standardsoftware* nicht in eine andere Codeform zu 

bringen oder Veränderungen am Code vorzunehmen, es sei denn, dass dies nach den 

gesetzlichen Vorschriften zulässig ist. Sofern nach den vertraglichen Bestimmungen das 

Nutzungsrecht an der Standardsoftware* endet, ist der Auftraggeber verpflichtet, die erstellten 

Vervielfältigungen zu vernichten bzw. dauerhaft zu löschen. Der Auftraggeber ist jedoch 

berechtigt, eine Kopie ausschließlich für Prüf- und Archivierungszwecke zu behalten und zu 

nutzen. 

2.3.2 Erstellung und Überlassung von Individualsoftware*   

Ist die Erstellung und Überlassung von Individualsoftware* vereinbart, erstellt der Auftragneh-

mer diese Individualsoftware* entsprechend den Vereinbarungen, insbesondere in den 

Nummern 2 und 4 des EVB-IT Systemvertrages und stellt sie zur Verfügung.  

2.3.2.1 Rechteumfang Individualsoftware*  

Soweit im EVB-IT Systemvertrag keine andere bestimmungsgemäße Nutzung vereinbart ist, 

geht jeweils, soweit die Individualsoftware* entstanden ist 

• das nicht ausschließliche, 
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• für nichtgewerbliche Zwecke unterlizenzierbare, 

• örtlich unbeschränkte, 

• in jeder beliebigen Hard- und Softwareumgebung ausübbare, 

• übertragbare, 

• dauerhafte, unwiderrufliche und unkündbare 

Recht auf den Auftraggeber über, die Individualsoftware* im Original oder in abgeänderter, 

übersetzter, bearbeiteter oder umgestalteter Form 

• zu nutzen, das heißt insbesondere, sie dauerhaft oder temporär zu speichern und zu laden, 

sie anzuzeigen und ablaufen zu lassen, auch soweit hierfür Vervielfältigungen notwendig 

werden, 

• abzuändern, zu übersetzen, zu bearbeiten oder auf anderem Wege umzugestalten,  

• für nichtgewerbliche Zwecke auf einem beliebigen bekannten Medium oder in anderer 

Weise zu speichern, zu vervielfältigen, auszustellen, zu veröffentlichen, in körperlicher oder 

unkörperlicher Form zu verbreiten, insbesondere nichtöffentlich und mit Ausnahme des 

Quellcodes* öffentlich wiederzugeben, auch durch Bild-, Ton- und sonstige 

Informationsträger, 

• in Datenbanken, Datennetzen und Online-Diensten einzusetzen, einschließlich des Rechts, 

die Individualsoftware*, nicht jedoch den Quellcode*, den Nutzern der vorgenannten 

Datenbanken, Netze und Online-Dienste zur Recherche und zum Abruf mittels vom 

Auftraggeber gewählter Tools bzw. zum nicht gewerblichen Herunterladen zur Verfügung 

zu stellen, 

• durch Dritte nutzen oder für den Auftraggeber betreiben zu lassen, 

• nicht nur für eigene Zwecke zu nutzen, sondern auch zur Erbringung von Leistungen an 

Dritte einzusetzen, 

• zu verbreiten, soweit dies nicht gewerblich geschieht. 

Das Nutzungsrecht bezieht sich auf die Individualsoftware*, insbesondere deren Objekt- und 

Quellcode* in allen Entwicklungs-, Zwischen- und Endstufen und auf die zugehörigen 

Dokumentationen sowie auf sonstige für die Ausübung der Nutzungsrechte notwendige 

Materialien, wie beispielsweise Analysen, Lasten- bzw. Pflichtenhefte, Konzepte und 

Beschreibungen.  

Macht der Auftraggeber von seinem Recht zur Übertragung des Nutzungsrechts an der 

Individualsoftware* ganz oder teilweise Gebrauch oder überlässt er Dritten im Rahmen seines 

Vervielfältigungs-, Unterlizenzierungs- oder Verbreitungsrechts die Nutzung, hat er seine 

vertraglichen Verpflichtungen bezüglich Inhalt und Umfang der Nutzungsrechte dem Dritten 

aufzuerlegen. Eine Haftung des Auftragnehmers gegenüber Dritten im Zusammenhang mit 

einer Unterlizenzierung oder Weiterverbreitung ist ausgeschlossen. Dies gilt auch für 

Mängelansprüche und auch, soweit der Auftraggeber Ansprüche gegen den Auftragnehmer 

geltend macht, die der Dritte seinerseits wegen der Individualsoftware* gegen den Auftrag-

geber geltend gemacht hat.  

Soweit der Auftraggeber seine Nutzungsrechte an den Dritten übertragen hat, ist er nicht mehr 

zur Nutzung berechtigt. Der Auftraggeber ist jedoch berechtigt, eine Kopie ausschließlich für 

Prüf- und Archivierungszwecke zu behalten und zu nutzen. 
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2.3.2.2 Rechte an vorbestehenden Teilen*, Mitteilungspflichten des Auftragnehmers 

Ziffer 2.3.2.1 gilt grundsätzlich auch für vorbestehende Teile*, jedoch werden keinesfalls 

ausschließliche Nutzungsrechte an diesen eingeräumt. 

Die Verbreitung und Unterlizenzierung von vorbestehenden Teilen* ist zu vergüten, wenn der 

Auftragnehmer deren Verwendung im Angebot mitgeteilt, die Vergütung für die Einräumung 

dieser Rechte dort beziffert und der Auftraggeber auf dieses Angebot so auch den Zuschlag 

erteilt hat. Solange der Auftraggeber diese Rechte an den vorbestehenden Teilen* nicht 

ausübt, wird die Vergütung für deren Verbreitung oder Unterlizenzierung nicht fällig. 

Das Recht zur Bearbeitung der vorbestehenden Teile* ist ausgeschlossen, wenn die folgen-

den Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Der Auftragnehmer hat im bezuschlagten Angebot mitgeteilt, dass er statt des Quellcodes* 

der vorbestehenden Teile* nur deren Objektcode* überlassen werde und macht von 

diesem Recht Gebrauch. 

• Der Auftragnehmer versetzt den Auftraggeber in die Lage, mit entsprechend qualifiziertem 

Personal aus den im Quellcode* überlassenen Teilen der Individualsoftware* und den nur 

im Objektcode* überlassenen vorbestehenden Teilen* die ausführbare Individualsoftware* 

zu erzeugen. 

• Es besteht kein gesetzliches Bearbeitungsrecht. 

Für den Einsatz von Werkzeugen* gilt Ziffer 2.3.2.4. 

Die Verbreitung und Unterlizenzierung der vorbestehenden Teile* ist nur zusammen mit der 

Individualsoftware* in der überlassenen oder in abgeänderter, übersetzter, bearbeiteter oder 

umgestalteter Form zulässig. 

2.3.2.3 Rückvergütung 

Ist in Nummer 4.5.4 des EVB-IT Systemvertrages eine Rückvergütung an den Auftraggeber für 

die Einräumung von Rechten an der Individualsoftware* oder von Teilen der Indivi-

dualsoftware* an Dritte vereinbart, gilt folgende Berichtspflicht- und Buchüberprüfungsver-

einbarung:  

• Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auftraggeber binnen eines Monats nach dessen 

Aufforderung in Textform eine aktuelle Übersicht über erfolgte bzw. vereinbarte 

Nutzungsrechtseinräumungen zu übermitteln (Abrechnung). Der Auftragnehmer ist 

vorbehaltlich einer anderen Vereinbarung zu maximal zwei Abrechnungen pro Vertragsjahr 

verpflichtet.  

• Der Auftragnehmer ist verpflichtet, einem vom Auftraggeber beauftragten, zur Berufs-

verschwiegenheit verpflichteten Dritten einmal im Jahr zur Überprüfung der Abrechnungen 

zu den Bürozeiten des Auftragnehmers Einsicht in die für die Rückvergütung relevanten 

Unterlagen zu gewähren. Der Auftraggeber wird seinen Wunsch mit einer Frist von 

mindestens fünf Tagen in Textform ankündigen.  

2.3.2.4 Rechte an Werkzeugen*  

Für den Fall, dass der Auftragnehmer nicht am Markt erhältliche Werkzeuge* für die Erstellung 

der Individualsoftware* verwendet bzw. entwickelt hat und ohne diese Werkzeuge* die 

Bearbeitung und Umgestaltung der Individualsoftware* nicht oder nur mit unzumutbarem 

Aufwand möglich ist, übergibt er dem Auftraggeber ein Vervielfältigungsstück dieses 

Werkzeugs spätestens bis zur Erklärung der Betriebsbereitschaft* und räumt ihm an diesem 

• das nicht ausschließliche, 
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• örtlich unbeschränkte, 

• in jeder beliebigen Hard- und Softwareumgebung ausübbare, 

• nur gemeinsam mit der Individualsoftware*, zu deren Bearbeitung bzw. Umgestaltung es 

dient, übertragbare, 

• dauerhafte, unwiderrufliche und unkündbare 

Recht ein, das Werkzeug* im Original ausschließlich zum Zwecke der Fehlerbeseitigung und 

Weiterentwicklung zur Bearbeitung und Umgestaltung der Individualsoftware* einzusetzen und 

hierfür das Werkzeug* 

• zu nutzen, das heißt insbesondere, es dauerhaft oder temporär zu speichern und zu laden, 

es anzuzeigen und ablaufen zu lassen, auch soweit hierfür Vervielfältigungen notwendig 

werden, 

• durch Dritte nutzen oder für den Auftraggeber betreiben zu lassen, 

• nicht nur für eigene Zwecke zu nutzen, sondern auch zur Erbringung von Leistungen an 

Dritte einzusetzen. 

Der Auftraggeber ist darüber hinaus berechtigt, ein weiteres Vervielfältigungsstück 

herzustellen und dieses gemeinsam mit der jeweiligen Individualsoftware* zu verbreiten und 

dem Dritten die Rechte aus dieser Ziffer 2.3.2.4 mit Ausnahme des Unterlizenzierungs-, 

Verbreitungs- und Vervielfältigungsrechts einzuräumen. 

Statt des vom Auftragnehmer verwendeten Werkzeuges* kann dieser dem Auftraggeber eine 

reduzierte Version dieses Werkzeuges* übergeben und ihm die in dieser Ziffer 2.3.2.4 

aufgeführten Rechte daran einräumen, wenn damit die Individualsoftware* ebenso gut 

bearbeitet und umgestaltet werden kann. 

Der Auftragnehmer ist nicht zur Überlassung des Werkzeuges* verpflichtet, wenn er 

nachweisen kann, dass die Individualsoftware* mit einem am Markt erhältlichen anderen 

Werkzeug* ebenso gut bearbeitet und umgestaltet werden kann, wie mit dem von ihm 

verwendeten Werkzeug* und er dem Auftraggeber die Bezugsquelle nennt. 

2.3.2.5 Rechte an Erfindungen  

Soweit im EVB-IT Systemvertrag nichts anderes vereinbart ist, gilt für Erfindungen, die 

anlässlich der Vertragserfüllung gemacht werden, folgende Regelung: 

• Der Auftragnehmer kann über die Erfindung und die daraus fließenden und damit in 

Zusammenhang stehenden Rechte frei verfügen und die Erfindung als Patent oder 

Gebrauchsmuster anmelden. Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber bereits hiermit 

unentgeltlich ein einfaches, nicht ausschließliches, übertragbares, unterlizenzierbares und 

dinglich wirkendes Nutzungsrecht an jetzt und in Zukunft angemeldeten oder erteilten 

Patenten und Gebrauchsmustern in Verbindung mit der Nutzung der von der Erfindung 

betroffenen Systemkomponenten* ein. Soweit dies im Einzelfall nicht ausreichend ist, 

räumt der Auftragnehmer Nutzungsrechte in dem Umfang ein, der erforderlich ist, damit 

der Auftraggeber oder ein berechtigter Dritter die Rechte an der Systemkomponente* 

vertragsgemäß ausüben kann. 

• Der Auftragnehmer hat auf seine Kosten sicherzustellen, dass die Ausübung der dem 

Auftraggeber zustehenden Nutzungsrechte an der Systemkomponente* weder durch ihn 

noch durch den Erfinder oder einen etwaigen Rechtsnachfolger beeinträchtigt werden 

kann. Insbesondere wird er zu diesem Zwecke etwaige Diensterfindungen in Anspruch 

nehmen. 
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2.4 Erstellung des Gesamtsystems und Herbeiführung der Betriebsbereitschaft*  

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, das Gesamtsystem entsprechend den vertraglichen 

Vereinbarungen zu erstellen und dessen Betriebsbereitschaft* herbeizuführen. 

Dazu hat der Auftragnehmer die einzelnen von ihm zu liefernden oder zu erstellenden 

Systemkomponenten* sowie die durch den Auftraggeber beizustellenden Systemkomponenten* 

aufzustellen, zu installieren*, zu customizen* und zu integrieren*. Dies erfolgt jeweils nach 

Maßgabe der Leistungsbeschreibung bzw., sofern sich daraus nichts ergibt, soweit zur 

Herbeiführung der Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems erforderlich. 

Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber an den anlässlich der vorgenannten Tätigkeiten 

für den Auftraggeber insoweit erstellten Arbeitsergebnissen, insbesondere an den Ergebnissen 

der Installation*, des Customizing* und der Integration* sowie an den Protokollen und 

sonstigen damit im Zusammenhang stehenden Materialien, Datenbankwerken und 

Datenbanken die Rechte gemäß Ziffern 2.3.2.1 und 2.3.2.4 ein. Soweit vorbestehende 

Materialien wie z.B. Vorlagen, Konzepte und  Dokumentationen urheberrechtlich geschützt 

sind, erhält der Auftraggeber jedoch kein Bearbeitungsrecht sowie kein Recht zur 

Unterlizenzierung, es sei denn, dass einer dieser Ausschlüsse nach den gesetzlichen 

Vorschriften unzulässig ist. 

2.5 Schulungen 

Sind Schulungen vereinbart, führt der Auftragnehmer diese in eigener Verantwortung und 

insbesondere entsprechend den Vereinbarungen in Nummern 2 und 4 des EVB-IT System-

vertrages durch. Ist nichts anderes vereinbart, sind alle Schulungen in deutscher Sprache 

durchzuführen. Schulungen finden beim Auftraggeber statt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

Soweit Schulungen nicht beim Auftraggeber stattfinden, ist der Auftragnehmer für die 

Bereitstellung der Räumlichkeiten und der entsprechenden Schulungsinfrastruktur verant-

wortlich. Ein Schulungstag umfasst acht Unterrichtsstunden à 45 Minuten sowie angemessene 

Pausen. Die Schulungsvergütung beinhaltet die angemessene Vorbereitung der Schulung 

sowie die Einräumung der vereinbarten Nutzungsrechte an den Schulungsunterlagen. Die 

Schulungsunterlagen sind in deutscher Sprache geschuldet. Die vereinbarten Ver-

vielfältigungsstücke gehen in das Eigentum des Auftraggebers über. Zu den Schulungs-

unterlagen gehören die elektronischen Präsentationsdateien. 

An nicht für den Auftraggeber erstellten Schulungsunterlagen räumt der Auftragnehmer dem 

Auftraggeber das nicht ausschließliche, unwiderrufliche, dauerhafte und übertragbare Recht 

ein, die Schulungsunterlagen für eigene Zwecke des Rechteinhabers zu nutzen, soweit nichts 

anderes vereinbart ist.  

Soweit Schulungsunterlagen oder Teile davon für den Auftraggeber erstellt wurden, räumt der 

Auftragnehmer diesem für Schulungen und im Übrigen allein für eigene Zwecke des 

Rechteinhabers die Rechte entsprechend Ziffer 2.3.2.1 in Verbindung mit Nummer 4.5.3 EVB-

IT Systemvertrag ein, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

3 Mängelklassifizierung  

3.1 Soweit im EVB-IT Systemvertrag, insbesondere in dessen Nummern 5.1.1.2, 13.5 oder 14.4.1 

nicht anders vereinbart, wird zwischen folgenden drei Mängelklassen unterschieden:  

3.1.1 Ein betriebsverhindernder Mangel liegt vor, wenn die Nutzung des Gesamtsystems unmöglich 

oder schwerwiegend eingeschränkt ist. 
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3.1.2 Ein betriebsbehindernder Mangel liegt vor, wenn die Nutzung des Gesamtsystems erheblich 

eingeschränkt ist. 

3.1.3 Ein leichter Mangel liegt vor, wenn die Nutzung des Gesamtsystems ohne oder mit 

unwesentlichen Einschränkungen möglich ist. 

3.2 Ein betriebsbehindernder Mangel liegt auch vor, wenn die leichten Mängel insgesamt zu einer 

nicht unerheblichen Einschränkung der Nutzung des Gesamtsystems führen. 

4 Systemservice nach Abnahme  

Sind Systemserviceleistungen vereinbart, erbringt der Auftragnehmer diese nach Maßgabe der 

Vereinbarungen im EVB-IT Systemvertrag sowie der folgenden Regelungen: 

4.1 Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft*   

Ist die Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems oder von System-

komponenten* vereinbart, gehören hierzu alle für die Störungsbeseitigung notwendigen Maß-

nahmen des Auftragnehmers. Dies umfasst z.B. Instandsetzungsleistungen für Hardware und 

Pflegeleistungen für Software* zur Beseitigung von Störungen. Letztere beinhalten z.B. die 

Erstellung und Überlassung einer fehlerbereinigten Fassung der Individualsoftware* und die 

Überlassung eines für die Störungsbeseitigung notwendigen Programmstandes* für die Stan-

dardsoftware*. 

Liegt eine Störung in der Standardsoftware* vor und ist die Störungsbeseitigung für Stan-

dardsoftware* vereinbart, gilt Folgendes: 

• Der Auftragnehmer ist während der Vertragslaufzeit verpflichtet, einen verfügbaren, die 

Störung beseitigenden Programmstand* bereitzustellen. 

• Ist ein die Störung beseitigender Programmstand* nicht verfügbar, hat der Auftragnehmer 

eine Umgehungslösung zur Verfügung zu stellen. 

• Ist dies unzumutbar, hat er sich beim Hersteller der Standardsoftware* für die baldmögliche 

Überlassung eines die Störung beseitigenden Programmstandes* einzusetzen. Auf 

Verlangen des Auftraggebers wird der Auftragnehmer hierüber Auskunft erteilen. 

Im Rahmen der Pflicht zur Bereitstellung einer Umgehungslösung* kann der Auftraggeber in 

der Regel keinen Eingriff in den Objekt-* oder Quellcode* der Standardsoftware* verlangen.  

4.1.1 Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist eine neue Systemkomponente* vom Auftraggeber zu 

übernehmen, wenn sie der Beseitigung von Störungen dient. Zur Übernahme einer neuen 

Systemkomponente* ist der Auftraggeber nicht verpflichtet, wenn ihm dies nicht zuzumuten ist, 

weil die neue Systemkomponente* wesentlich von der vereinbarten Ausführung abweicht. 

Übernimmt der Auftraggeber eine neue Systemkomponente* aus diesem Grunde nicht, wird 

der Auftragnehmer auf Wunsch des Auftraggebers eine andere Lösung vorschlagen, sofern 

eine solche möglich und zumutbar ist.  

Übernimmt der Auftraggeber eine neue Systemkomponente*, gilt Folgendes: 

• Enthält die neue Systemkomponente* mehr Funktionalität als die im EVB-IT Systemvertrag 

aufgeführte Systemkomponente* (Mehrleistung), ist der Auftraggeber zur Zahlung einer 

Mehrvergütung nur verpflichtet, wenn er diese Mehrleistung nutzen will. Dazu zählt auch 

der Fall, dass er die Mehrleistung nutzt, obwohl er die neue Systemkomponente* auch ohne 

die Mehrleistung vertragsgemäß nutzen könnte, nicht jedoch der Fall, dass er die bisherige 

Funktionalität nur zusammen mit der Mehrleistung nutzen kann. Eine Mehrvergütung 
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entfällt, soweit die Überlassung der neuen Systemkomponente* bereits Gegenstand der 

Leistungsverpflichtung gemäß Ziffer 4.2 ist. 

• Entstehen ihm durch die Nutzung der neuen Systemkomponente* höhere Kosten als zuvor, 

gehen diese zu Lasten des Auftragnehmers. Dies gilt nicht, soweit diese höheren Kosten 

darauf zurückzuführen sind, dass der Auftraggeber vorhandene Mehrleistungen nutzen will. 

Satz 2 des ersten Aufzählungspunktes dieser Ziffer 4.1.1 gilt entsprechend. 

4.1.2 Sind keine Servicezeiten vereinbart, gelten die Zeiträume von Montag bis Freitag von 8:00 Uhr 

bis 17:00 Uhr (mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage am Erfüllungsort) als Servicezeiten. 

Sind keine Reaktionszeiten* vereinbart, ist mit den Arbeiten zur Wiederherstellung der 

Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems unverzüglich nach Zugang der Störungsmeldung 

innerhalb der Servicezeiten zu beginnen. Sind keine Wiederherstellungszeiten* vereinbart, 

sind die Arbeiten zur Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems in 

angemessener Frist innerhalb der Servicezeiten abzuschließen. Hält der Auftragnehmer 

vereinbarte Reaktions- und/oder Wiederherstellungszeiten* nicht ein, gerät er nach deren 

Überschreitung auch ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die Fristüberschreitung 

nicht zu vertreten hat. 

Im Falle des Verzuges kann der Auftraggeber den Ausgleich des Verzögerungsschadens 

verlangen. Darüber hinaus kann er die Vereinbarung zum Systemservice gemäß Nummer 5 

des EVB-IT Systemvertrages und – falls vereinbart – die Vereinbarung zur Weiterentwicklung 

und Anpassung des Gesamtsystems gemäß Nummer 6 des EVB-IT Systemvertrages 

kündigen und/oder Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Auftragnehmer 

erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung gesetzt hat. Tritt die gleiche Störung nach 

Erklärung der Betriebsbereitschaft* wieder auf und beruht die Störung auf der gleichen 

Ursache, gilt sie als nicht beseitigt. Hat der Auftraggeber die Störung vorsätzlich oder grob 

fahrlässig verursacht und ist eine Pauschalvergütung für den Systemservice vereinbart, kann 

der Auftragnehmer vom Auftraggeber eine angemessene Vergütung für die Störungsbesei-

tigung verlangen. 

4.2 Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft*   

Ist die Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems vereinbart, können 

hierzu je nach Vereinbarung die Wartung des Gesamtsystems oder von Systemkomponenten* 

und/oder die Überlassung von neuen Programmständen* der Standardsoftware* des 

Gesamtsystems gehören. 

4.2.1 Wartung des Gesamtsystems  

Ist die Wartung des Gesamtsystems (Systemwartung) vereinbart, sollen im vertraglich 

vereinbarten Umfang die Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems oder von Systemkompo-

nenten* gewährleistet und insbesondere vorausschauend Störungen vermieden werden. 

4.2.2 Überlassung von neuen Programmständen*   

Ist der Auftragnehmer zur Überlassung neuer Programmstände* verpflichtet, hat der 

Auftragnehmer diese zu installieren*, zu customizen* und in das Gesamtsystem zu inte-

grieren*, soweit nichts anderes vereinbart ist. Für den Fall, dass Standardsoftware* für den 

Auftraggeber gemäß Ziffer 2.3.1.3 angepasst wurde, gehört dazu auch, diese Anpassungen in 

dem neuen Programmstand* für den Auftraggeber vorzunehmen. Enthalten neue Programm-

stände* wesentliche neue Funktionalitäten, sind das Customizing* und die Integration* in 

Bezug auf diese Funktionalitäten nur insoweit geschuldet, als dies zur Herstellung der 

Betriebsbereitschaft* erforderlich ist. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, auf Wunsch 
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des Auftraggebers das Customizing* und die Integration* in Bezug auf diese Funktionalitäten 

auch weitergehend vorzunehmen. Für diesen Fall gilt Ziffer 17. Im Übrigen darf eine Nutzung 

neuer Funktionalitäten durch das Customizing* nicht behindert werden. Die Verpflichtung zur 

Überlassung von Programmständen* umfasst auch die Verpflichtung zur Einräumung von 

Nutzungsrechten in Art und Umfang, wie sie für die zu pflegende Standardsoftware* bestehen. 

4.3 Abnahme der Systemserviceleistungen  

Nach Durchführung der Systemserviceleistungen erklärt der Auftragnehmer die 

Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems oder der vereinbarten Systemkomponente*. 

Systemserviceleistungen des Auftragnehmers, die zu nicht unwesentlichen Eingriffen in das 

Gesamtsystem führen unterliegen der Abnahme. Bei unwesentlichen Eingriffen ist statt einer 

Abnahme die Erklärung der Betriebsbereitschaft* ausreichend. In diesem Fall steht die 

Erklärung der Abnahme gleich. Soweit Eingriffe einer Abnahme unterliegen, steht dem 

Auftraggeber das Recht zu, das Gesamtsystem oder die vereinbarte Systemkomponente* 

innerhalb einer angemessenen Frist nach Zugang der Betriebsbereitschaftserklärung einer 

Funktionsprüfung zu unterziehen. Für die Einhaltung der vereinbarten Wiederherstellungszeit* 

genügt bei erfolgreicher Beseitigung einer Störung der Zeitpunkt der Erklärung der 

Betriebsbereitschaft* für die Fristwahrung. 

4.4 Mängelhaftung bei Systemserviceleistungen  

Sind die Systemserviceleistungen mangelhaft erbracht, gilt Ziffer 13 entsprechend. An Stelle 

des Rücktritts nach Ziffer 13.11 tritt das Recht auf Kündigung der Systemservicevereinbarung 

gemäß Nummer 5 des EVB-IT Systemvertrages in Bezug auf die betroffene Leistung, es sei 

denn, dem Auftraggeber ist das Festhalten an der Systemservicevereinbarung insgesamt nicht 

zumutbar. In diesem Fall ist der Auftraggeber zur Kündigung der Systemservicevereinbarung 

insgesamt berechtigt. 

4.5 Dokumentation der Systemserviceleistungen  

Der Auftragnehmer dokumentiert die durchgeführten Systemserviceleistungen in angemessener 

Art und Weise, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

Der Auftragnehmer wird alle Anpassungen und Änderungen, die aufgrund von Maßnahmen zum 

Systemservice gemäß Ziffer 4 an den Dokumentationen erforderlich werden, in die 

Dokumentationen einarbeiten, soweit nichts anderes vereinbart ist. Soweit eine Einarbeitung 

dem Auftragnehmer rechtlich nicht möglich ist, wird er eine entsprechende Ergänzung der 

Dokumentation zur Verfügung stellen. 

5 Dokumentation 

5.1 Der Auftragnehmer ist zur Dokumentation des Gesamtsystems verpflichtet. 

5.2 Zu der Dokumentation des Gesamtsystems gehören insbesondere die Anwendungsdoku-

mentation (Nutzerhinweise, Anleitungen und Hilfestellungen etc.) sowie Nutzungshandbücher 

für Hard- und Software* und Verfahrensbeschreibungen.  

Die Dokumentation muss es dem für die Nutzung und Administration einzusetzenden Personal 

des Auftraggebers ermöglichen, das Gesamtsystem nach Durchführung der vereinbarten 

Schulung ordnungsgemäß zu bedienen, sofern das Personal ausreichende Vorbildung und 

Ausbildung aufweist. 

Die Dokumentation muss darüber hinaus den technischen Aufbau und die technischen Abläufe 

des Gesamtsystems so umfassend beschreiben, dass es dem Auftraggeber bei Einsatz von 

Personal mit ausreichender Vorbildung und Ausbildung möglich ist, die Unterlagen auch ohne 
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Inanspruchnahme des Auftragnehmers zu verwenden, insbesondere um das Gesamtsystem 

selbstständig einsetzen und, soweit die Gewährung entsprechender Rechte vereinbart ist, auch 

fortentwickeln zu können. 

5.3 Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist die Dokumentation spätestens mit Erklärung der 

Betriebsbereitschaft* in deutscher Sprache mindestens in zweifacher Ausfertigung oder in 

ausdruckbarer Form zu übergeben. Die Nutzung der gängigen englischen Fachbegriffe ist 

zulässig. 

5.4 Der Auftragnehmer dokumentiert die im Rahmen der Mängelhaftung gemäß Ziffer 13 

durchgeführten Maßnahmen, soweit nichts anderes vereinbart ist.  

5.5 Der Auftragnehmer wird alle Anpassungen und Änderungen, die aufgrund von Maßnahmen im 

Rahmen der Mängelhaftung gemäß Ziffer 13 an den Dokumentationen erforderlich werden, in 

diese einarbeiten, soweit nichts anderes vereinbart ist. Soweit eine Einarbeitung dem 

Auftragnehmer rechtlich nicht möglich ist, wird er eine entsprechende Ergänzung der 

Dokumentation zur Verfügung stellen. 

5.6 An für den Auftraggeber erstellten Dokumentationen räumt der Auftragnehmer diesem die 

Rechte entsprechend Ziffer 2.3.2.1 in Verbindung mit Nummer 4.5.3 EVB-IT Systemvertrag ein, 

soweit nichts anderes vereinbart ist. An allen anderen Dokumentationen räumt der 

Auftragnehmer dem Auftraggeber die Rechte entsprechend Ziffer 2.3.1.1 bzw. bei gemieteten 

Dokumentationen die Rechte gemäß Ziffer 2.3.1.2 ein, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

6 Mitteilungspflichten des Auftragnehmers 

6.1 Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber unverzüglich mitteilen, wenn Vorgaben des 

Auftraggebers in nicht unwesentlichem Umfang fehlerhaft, unvollständig, widersprüchlich oder 

objektiv nicht ausführbar oder beizustellende Systemkomponenten* nicht vertragsgemäß sind 

und er dies erkennt oder hätte erkennen müssen. Sofern mit zumutbarem Aufwand möglich, hat 

er dem Auftraggeber gleichzeitig die ihm erkennbaren Folgen schriftlich mitzuteilen und vor 

weiteren Maßnahmen dessen Entscheidung abzuwarten. Der Auftraggeber wird diese 

Entscheidung unverzüglich mitteilen. Der Auftragnehmer ist jedoch nicht verpflichtet, die 

Vorgaben und Beistellungen weitergehend zu untersuchen und zu prüfen, als dies für die 

Erstellung des Gesamtsystems erforderlich ist. 

6.2 Erkennt der Auftragnehmer, dass die Datensicherungsmaßnahmen des Auftraggebers nicht 

einer ordnungsgemäßen Datensicherung entsprechen, hat er dies und die ihm erkennbaren 

Folgen dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

6.3 Treten Änderungen bei Normen (z.B. EN, DIN, ISO) ein, die mehr als nur unwesentliche 

Auswirkungen auf die Leistungsverpflichtungen des Auftragnehmers haben, oder ändern sich 

die ausdrücklich für die Leistungserbringung vereinbarten Normen, hat der Auftragnehmer dies 

und die ihm erkennbaren Folgen dem Auftraggeber in angemessener Frist in Textform 

mitzuteilen. 

6.4 Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber auf dessen Anforderung in angemessener Frist, 

unabhängig davon spätestens jedoch bis zur Erklärung der Abnahme mit, welche für die 

Bearbeitung und Umgestaltung der Individualsoftware* notwendigen Werkzeuge* er bei deren 

Erstellung verwendet bzw. entwickelt hat. 

6.5 Sofern eine Mitwirkung des Auftraggebers nicht in zwischen den Parteien abgestimmten 

Zeitplänen festgehalten ist, hat der Auftragnehmer den Auftraggeber so rechtzeitig auf die zu 

erbringende Mitwirkung hinzuweisen, dass die vereinbarte Leistungserbringung nicht gefährdet 
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wird. Sofern eine Mitwirkung des Auftraggebers nach Auffassung des Auftragnehmers nicht 

oder nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß erfolgt und diese für den Projekterfolg 

wesentlich ist, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber hierauf hinweisen. 

6.6 Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber Kopier- oder Nutzungssperren* mit, die die 

vertragsgemäße Nutzung des Gesamtsystems beeinträchtigen könnten. Dies gilt nicht für vom 

Auftraggeber beigestellte Systemkomponenten*. 

6.7 Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber auf dessen Anfrage angemessen über den Stand der 

Erstellung des Gesamtsystems informieren. Der Auftraggeber kann in diesem Zusammenhang 

nach rechtzeitiger Vorankündigung zu den üblichen Geschäftszeiten Einsicht in alle für die 

Beurteilung des Projektstandes notwendigen fachlichen und technischen projektbezogenen 

Unterlagen des Auftragnehmers verlangen. Er kann zu diesem Zweck einen Dritten beauf-

tragen. Soweit rechtlich zulässig und zumutbar, wird sich der Auftraggeber bemühen, einen 

Dritten zu beauftragen, der kein Konkurrent des Auftragnehmers ist. Der Auftraggeber ist zur 

Verschwiegenheit verpflichtet und wird Dritte, die er beauftragt, zur Verschwiegenheit ver-

pflichten. Der Ort der Einsichtnahme wird einvernehmlich festgelegt. Jede Partei trägt die ihr 

entstehenden Kosten. 

6.8 Ist im Rahmen des Projektfortschritts festzustellen, dass die Einhaltung von Terminen gemäß 

Termin- und Leistungsplan gefährdet ist, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber hierüber 

unverzüglich informieren. 

7 Personal des Auftragnehmers, Subunternehmer  

7.1 Der Auftragnehmer erbringt die Leistung durch Personal, das entsprechend den vertraglichen 

Vereinbarungen für die Erbringung der vereinbarten Leistung qualifiziert ist. Die Kommunikation 

mit dem Auftraggeber erfolgt in deutscher Sprache, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

7.2 Der Auftragnehmer darf zur Erbringung von Leistungen, die qualitativ oder quantitativ für das 

Gesamtsystem wesentlich sind, Subunternehmer nur einsetzen oder eingesetzte Subunter-

nehmer nur auswechseln, wenn der Auftraggeber dem ausdrücklich zustimmt. Er wird unver-

züglich zustimmen, wenn sich unter Berücksichtigung des neuen Subunternehmers anstelle des 

alten Subunternehmers keine andere Zuschlagsentscheidung ergeben hätte. Die Einarbeitung 

des neuen Subunternehmers erfolgt auf Kosten des Auftragnehmers. Für die im Angebot des 

Auftragnehmers benannten Subunternehmer gilt die Zustimmung des Auftraggebers als erteilt.  

7.3 Auftraggeber und Auftragnehmer werden durch organisatorische Maßnahmen gewährleisten, 

dass die jeweils von ihnen im Rahmen der Gesamtsystemerstellung gegenseitig abgestellten 

Mitarbeiter ausschließlich dem Direktionsrecht und der Disziplinargewalt des jeweiligen Arbeit-

gebers unterstehen. Weisungen erfolgen ausschließlich im Rahmen der vereinbarten Auf-

gabenverteilung. 

7.4 Der Auftragnehmer darf Personen in vereinbarten Schlüsselpositionen nur mit Einwilligung des 

Auftraggebers auswechseln. Der Auftraggeber wird seine Einwilligung unverzüglich erklären, 

wenn die Ablösung zwingend erforderlich ist und der Auftragnehmer eine qualifizierte Ersatz-

person anbietet. Zwingend erforderlich ist die Ablösung, wenn der weitere Einsatz unmöglich ist. 

Personal, das nicht auf Schlüsselpositionen eingesetzt ist, darf der Auftragnehmer auch ohne 

Einwilligung des Auftraggebers auswechseln, sofern das Ersatzpersonal über die vertraglich 

vorausgesetzte Eignung verfügt. Die Einarbeitung erfolgt auf Kosten des Auftragnehmers. 
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8 Vergütung  

8.1 Der Pauschalfestpreis* ist die einseitig nicht änderbare Gesamtvergütung, die für die Leistung 

nach Ziffer 1.1 geschuldet ist, soweit nicht für einzelne Leistungen eine gesonderte ggf. 

pauschalierte Vergütung vereinbart ist. Materialkosten, Reisezeiten, Reisekosten und Neben-

kosten* sind im Pauschalfestpreis* enthalten. Nachforderungen durch den Auftragnehmer sind 

ausgeschlossen, soweit die Parteien keine Änderung der Leistungen vereinbaren.   

8.2 Eine im EVB-IT Systemvertrag vereinbarte Vergütung nach Aufwand ist das Entgelt für den 

Zeitaufwand, soweit nichts anderes vereinbart ist. Materialkosten, Reisezeiten, Reisekosten und 

Nebenkosten* werden entsprechend der vertraglichen Vereinbarung vergütet. Vom 

Auftraggeber zu vertretende Wartezeiten des Auftragnehmers werden wie Arbeitszeiten 

vergütet. Der Auftragnehmer muss sich jedoch anrechnen lassen, was er durch die 

Nichterbringung seiner Leistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste 

erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. Ist bei Vergütung nach Aufwand eine Obergrenze 

vereinbart, ist der Auftragnehmer auch bei Überschreitung dieser Grenze zur vollständigen 

Erbringung der vereinbarten Leistung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die 

Überschreitung nicht zu vertreten hat. Der Auftragnehmer ist jedoch in diesem Fall verpflichtet, 

die vereinbarte Leistung gegen zusätzliche Vergütung nach Aufwand zu den vereinbarten 

Sätzen vollständig zu erbringen, sofern der Auftraggeber dies verlangt.  

8.3 Die Vergütung für die Erstellung des Gesamtsystems wird nach der Gesamtabnahme fällig, 

soweit nicht im Zahlungsplan in Nummer 9 des EVB-IT Systemvertrages Zahlungen nach 

Teilabnahmen vereinbart sind. Anspruch auf Vorauszahlungen bzw. Abschlagszahlungen* hat 

der Auftragnehmer nur, soweit diese im EVB-IT Systemvertrag vereinbart sind. Das Recht, bei 

Vorliegen der Voraussetzungen des § 632a BGB Abschlagszahlungen* zu verlangen, bleibt 

jedoch unberührt. 

8.4 Eine fällige Vergütung ist innerhalb von 30 Tagen nach Zugang einer prüffähigen Rechnung zu 

zahlen, soweit nichts anderes vereinbart ist. Dieser sind bei Vergütung nach Aufwand vom 

Auftragnehmer unterschriebene Nachweise über die Leistungen und die weiteren geltend 

gemachten Kosten, z.B. entsprechend Muster 2 - Leistungsnachweis Systemvertrag - 

beizufügen. Voraussetzung für die Fälligkeit der Vergütung bei vereinbarter Vergütung nach 

Aufwand für Systemserviceleistungen gemäß Ziffer 4 ist darüber hinaus, soweit eine solche 

vereinbart ist, die Abnahme der jeweiligen Leistung.  

8.5 Je Kalendertag wird pro Person nicht mehr als ein Tagessatz vergütet, soweit nichts anderes 

vereinbart ist. Ein vereinbarter Tagessatz kann nur dann in Rechnung gestellt werden, wenn 

mindestens 8 Zeitstunden geleistet wurden. Werden weniger als 8 Zeitstunden pro Tag 

geleistet, sind diese anteilig in Rechnung zu stellen. Ist ein Stundensatz vereinbart, werden 

angefangene Stunden anteilig vergütet. Pausen sind auszuweisen und werden nicht vergütet. 

Werden mehr als sechs Zeitstunden geleistet, wird vermutet, dass der Auftragnehmer eine 

halbstündige Pause eingelegt hat. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer nachweist, keine 

Pause gemacht zu haben. 

8.6 Ist eine Preisanpassung für Leistungen vereinbart, die nicht im Pauschalfestpreis* enthalten 

sind, gilt, falls keine anderweitige Regelung vorgesehen ist, Folgendes: Eine Erhöhung der 

Vergütung kann erstmalig 12 Monate nach Abnahme des Gesamtsystems, weitere Erhöhungen 

frühestens jeweils 12 Monate nach Wirksamwerden der vorherigen Erhöhung angekündigt 

werden. Eine Erhöhung wird drei Monate nach der Ankündigung wirksam. Die Erhöhung hat 
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angemessen und marktüblich zu sein und darf maximal 3 % der zum Zeitpunkt der Ankündigung 

der Erhöhung geltenden Vergütung betragen.  

8.7 Alle Preise verstehen sich rein netto und, soweit Umsatzsteuerpflicht besteht, zuzüglich der 

gesetzlichen Umsatzsteuer. 

9 Verzug 

9.1 Der Vertragserfüllungstermin*, Teilabnahmetermine - soweit solche vereinbart wurden - und 

einzelne Meilensteine sind im Termin- und Leistungsplan gem. Nummer 8 des EVB-IT System-

vertrages festgelegt. Soweit nicht anders vereinbart, sind diese Termine verbindlich einzuhalten. 

Bei Verzögerungen, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, verschieben sich die von der 

Verzögerung betroffenen im Termin- und Leistungsplan genannten Ausführungsfristen ange-

messen; die gesetzlichen Ansprüche der Parteien bleiben hiervon unberührt. 

9.2 Wenn der Auftragnehmer den Vertragserfüllungstermin* oder Teilabnahmetermine nicht einhält, 

kommt er ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Verzögerung 

nicht zu vertreten hat. Der Auftraggeber kann im Fall des Verzuges den Verzögerungsschaden 

verlangen. Ferner kann der Auftraggeber vom EVB-IT Systemvertrag zurücktreten und Scha-

densersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Auftragnehmer erfolglos eine ange-

messene Frist zur Leistung gesetzt hat. Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung kann 

der Auftraggeber Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Sinne von § 284 BGB verlangen. Die 

Fristsetzung ist in den gesetzlich genannten Fällen gem. §§ 281 Abs. 2, 323 Abs. 2 BGB 

entbehrlich.  

9.3 Des Weiteren ist der Auftraggeber für den Fall der Überschreitung des vereinbarten Vertrags-

erfüllungstermins* um mehr als sieben Kalendertage berechtigt, für jeden Kalendertag, an dem 

sich der Auftragnehmer mit der Einhaltung des Vertragserfüllungstermins* in Verzug befindet, 

eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 % des Auftragswertes* zu verlangen. Satz 1 gilt auch für 

Überschreitungen von vereinbarten Teilabnahmeterminen. In diesem Fall berechnet sich die 

Vertragsstrafe nach dem auf die Teilleistung entfallenden Anteil am Auftragswert*. Insgesamt 

darf die Summe der aufgrund dieser Regelung zu zahlenden Vertragsstrafen jedoch nicht mehr 

als 5 % des Auftragswertes* betragen. 

9.4 § 341 Abs. 3 BGB wird dahingehend abgeändert, dass die Strafe bis zur Schlusszahlung 

geltend gemacht werden kann. Dies gilt nicht, wenn sich der Auftraggeber bei der Abnahme die 

Vertragsstrafe trotz Aufforderung durch den Auftragnehmer nicht vorbehalten hat. Die 

Vertragsstrafen werden auf Schadensersatzansprüche angerechnet. 

10 Projektmanagement  

10.1 Das vereinbarte Vorgehensmodell ergibt sich aus Nummer 2.3 des EVB-IT Systemvertrages. 

Soweit dort nichts anderes vereinbart ist, ist der Auftragnehmer verantwortlich für 

• Planung, Steuerung und Kontrolle des Projektes unter Einhaltung der Faktoren Zeit, 

Qualität und, soweit kein Festpreis vereinbart ist, Budget, 

• Festlegung der Rahmenbedingungen für die Projektorganisation, 

• Kontrolle und Einhaltung der vertraglichen Abmachungen, 

• Organisation und Dokumentation eventueller Änderungsverfahren, 

• Problem- und Konfliktlösung bei der Projektplanung, bei der Projektabwicklung und beim 

Projektabschluss, 
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• Überwachung des Projektfortschrittes und Einleitung von eventuell notwendigen Krisen-

maßnahmen, 

• Gewährleistung der Projektberichterstattung und -kommunikation, 

• Berichterstattung an den Auftraggeber über den Projektverlauf.  

10.2 Jeder Vertragspartner benennt in Nummer 10 des EVB-IT Systemvertrages einen oder mehrere 

Ansprechpartner (z.B. Projektleiter oder Projektmanager), die befugt sind, die im Projekt 

erforderlichen Entscheidungen entweder selbst zu treffen oder herbeizuführen. Hat ein 

Vertragspartner die Rolle des Projektleiters nicht besetzt, übernimmt diese Rolle dessen 

Projektmanager.  

10.3 Sofern eine Vergütung nach Aufwand vereinbart ist, werden projektbezogene interne 

Abstimmungen des Auftragnehmers sowie Schulungen und Qualifizierungen des Auftrag-

nehmers nicht vergütet. 

11 Mitwirkung des Auftraggebers  

11.1 Dem Auftraggeber obliegen die in Nummer 12 des EVB-IT Systemvertrages aufgeführten 

Mitwirkungsleistungen sowie die gemäß Nummer 3 des EVB-IT Systemvertrages vereinbarten 

Beistellungsleistungen. Er wird dem Auftragnehmer die erforderlichen Informationen und 

Unterlagen aus seiner Sphäre zur Verfügung stellen. Der Auftraggeber wird den Mitarbeitern 

des Auftragnehmers Zugang zu seinen Räumlichkeiten und der dort vorhandenen informations-

technischen Infrastruktur gewähren, soweit dies zur Erbringung der Leistung erforderlich ist und 

die vertraglich vereinbarten persönlichen Voraussetzungen (z.B. Sicherheitsüberprüfungen nach 

Sicherheitsüberprüfungsgesetz - SÜG) erfüllt sind. Kommt der Auftraggeber seinen Mitwir-

kungsleistungen trotz Aufforderung des Auftragnehmers nicht, nicht rechtzeitig oder unvoll-

ständig nach, kann der Auftragnehmer ein Angebot unterbreiten, diese Leistungen selbst 

anstelle des Auftraggebers zu erbringen. Sonstige Ansprüche des Auftragnehmers bleiben 

unberührt. 

11.2 Verlangt der Auftragnehmer eine über die geschuldete Mitwirkung des Auftraggebers hinaus-

gehende Leistung des Auftraggebers, kann der Auftraggeber es übernehmen, diese anstelle 

des Auftragnehmers als eigene Mitwirkungsobliegenheit zu erbringen; die für die Erstellung des 

Gesamtsystems zu zahlende Vergütung reduziert sich entsprechend. Der Auftragnehmer ist 

jedoch verpflichtet, diesen Beitrag des Auftraggebers zu prüfen, ggf. zu korrigieren und in das 

Gesamtsystem zu integrieren*. Die vertraglichen und gesetzlichen Ansprüche des Auftrag-

gebers bleiben unberührt. 

11.3 Der Auftraggeber hat Störungen bzw. Mängel unter Angabe der ihm bekannten und für deren 

Erkennung zweckdienlichen Informationen zu melden. Soweit keine andere Form der 

Störungsmeldung vereinbart ist, wird er diese in der Regel auf dem Störungsmeldeformular 

entsprechend Muster 1 vornehmen. Auf Nachfrage des Auftragnehmers hat er im Rahmen des 

Zumutbaren bestimmte, in seine Sphäre fallende Maßnahmen zu treffen, die eine Feststellung 

und Analyse der Störung bzw. des Mangels ermöglichen, z.B. notwendige, mit zumutbarem 

Aufwand von ihm beschaffbare einzelne technische Informationen aus seiner Sphäre bereit zu 

stellen.  

11.4 Dem Auftraggeber obliegt, den Auftragnehmer über von ihm veranlasste Änderungen an der 

Systemumgebung* oder Beistellungen zu informieren, sofern sich diese auf die vertraglichen 

Leistungen des Auftragnehmers auswirken. Bei vereinbartem Systemservice obliegt es dem 

Auftraggeber, den Auftragnehmer rechtzeitig über nicht vom Auftragnehmer vorgenommene 
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oder initiierte Änderungen an den Systemkomponenten* zu informieren, sofern sich diese auf 

die Erbringung der vertraglichen Leistungen des Auftragnehmers auswirken. Diese Obliegenheit 

gilt unabhängig davon, ob der Auftraggeber zu einer solchen Änderung berechtigt ist.   

Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber über ihm bekannte nachteilige Auswirkungen dieser 

Änderungen unverzüglich unterrichten. Jeder Vertragspartner kann verlangen, dass der Vertrag 

entsprechend der Änderungen angepasst wird. 

11.5 Der Auftraggeber wird bei auszutauschenden Systemkomponenten* oder Teilen von diesen die 

Datenträger entnehmen, sofern nichts anderes vereinbart ist. 

11.6 Bei vereinbartem Teleservice* wird der Auftraggeber entsprechend den Festlegungen in einer 

Teleservicevereinbarung die notwendigen technischen Einrichtungen beim Auftraggeber bereit-

stellen und den Zugriff auf das System ermöglichen. 

11.7 Die ordnungsgemäße Datensicherung obliegt dem Auftraggeber, soweit die Datensicherung 

nicht Bestandteil der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen ist. 

12 Abnahme 

12.1 Abnahmegegenstand ist das Gesamtsystem und - soweit vereinbart - teilabnahmefähige 

Leistungen. 

12.2 Der Auftragnehmer hat die Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems zum vereinbarten Termin 

zu erklären und das Gesamtsystem zur Funktionsprüfung zur Verfügung zu stellen. Wenn im 

EVB-IT Systemvertrag dafür kein Termin vereinbart ist, hat dies so rechtzeitig vor dem 

vereinbarten Vertragserfüllungstermin* zu erfolgen, dass dem Auftraggeber mindestens die 

vereinbarte Funktionsprüfungszeit vor dem Vertragserfüllungstermin* zur Verfügung steht. Die 

Erklärung der Betriebsbereitschaft* setzt voraus, dass der Auftragnehmer das Gesamtsystem 

vertragsgemäß hergestellt hat und die zur Durchführung der Funktionsprüfung vereinbarten 

Schulungen durchgeführt wurden. Abweichend davon kann der Auftragnehmer die Betriebs-

bereitschaft* auch ohne vorherige Schulung erklären, sofern der Auftraggeber dem 

Auftragnehmer trotz Aufforderung nicht ausreichend Gelegenheit dazu gegeben hat. 

12.3 Soweit nichts anderes vereinbart ist, steht dem Auftraggeber das Recht zu, das Gesamtsystem 

innerhalb von 30 Tagen nach dem Zugang der Betriebsbereitschaftserklärung einer 

Funktionsprüfung zu unterziehen (Funktionsprüfungszeit). Für teilabzunehmende Leistungen gilt 

davon abweichend eine Funktionsprüfungszeit von 14 Tagen, soweit nichts anderes vereinbart 

ist. 

12.4 Die Funktionsprüfung erfolgt nach der Erklärung der Betriebsbereitschaft* in der vertraglich 

vereinbarten Systemumgebung* beim Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist. In der 

Funktionsprüfung werden das Gesamtsystem oder die teilabzunehmenden Leistungen auf 

Mangelfreiheit überprüft. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber bei der Vorbereitung und 

Durchführung der Funktionsprüfung in angemessenem Umfang unterstützen.  

12.5 Werden betriebsverhindernde und/oder betriebsbehindernde Mängel festgestellt, kann der 

Auftraggeber die Funktionsprüfung abbrechen. Sofern lediglich betriebsbehindernde Mängel 

festgestellt werden, darf der Auftraggeber die Funktionsprüfung jedoch nur abbrechen, wenn 

deren Fortsetzung aufgrund der Mängel nicht mehr sinnvoll erscheint. Der Auftraggeber teilt 

dem Auftragnehmer nach Abschluss oder Abbruch der Funktionsprüfung bei der 

Funktionsprüfung festgestellte Mängel entsprechend der vereinbarten Mängelklassifizierung mit.  

12.6 Hat der Auftraggeber die Funktionsprüfung gemäß Ziffer 12.5 Satz 1 abgebrochen, setzt er dem 

Auftragnehmer eine angemessene Frist, die Mängel zu beseitigen. Nach deren Beseitigung hat 
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der Auftragnehmer erneut die Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems oder der 

teilabzunehmenden Leistungen zu erklären. Der Auftraggeber hat das Recht zur erneuten 

Funktionsprüfung. Soweit nichts anderes vereinbart ist, beträgt der dafür vereinbarte Zeitrahmen 

14 Tage. 

12.7 Ziffer 12.6 gilt auch, wenn die Funktionsprüfung trotz betriebsverhindernder Mängel und 

betriebsbehindernder Mängel vollständig durchgeführt wird. 

12.8 Der Auftraggeber erklärt nach Ende der Funktionsprüfungszeit die Abnahme des 

Gesamtsystems, wenn dieses lediglich leichte Mängel aufweist und diese in ihrer Summe auch 

nicht gemäß Ziffer 3.2 als betriebsbehindernde Mängel gelten. Diese werden in der 

Abnahmeerklärung als Mängel festgehalten und vom Auftragnehmer im Rahmen seiner Haftung 

für Sach- und Rechtsmängel gemäß Ziffern 13 und 14 unverzüglich beseitigt, soweit nicht eine 

Frist für die Beseitigung vereinbart ist. 

12.9 Teilabnahmen finden nur statt, wenn sie ausdrücklich vereinbart sind; in diesem Fall erfolgt die 

Erklärung der Betriebsbereitschaft* für die vereinbarten einzelnen Teile des Gesamtsystems. 

Soweit nicht anders vereinbart, ist Gegenstand der Teilabnahme die Funktionsfähigkeit der 

Teilleistung isoliert betrachtet, das heißt sie umfasst grundsätzlich weder systemübergreifende 

Funktionalitäten noch die Interoperabilität der Teilleistung mit anderen Teilen des 

Gesamtsystems. Systemübergreifende Funktionalitäten und die Interoperabilität der Teil-

leistungen sind dann Gegenstand der Teilabnahme, soweit die Nutzung dieser Teilleistungen 

vor der Gesamtabnahme vereinbart ist und diese Nutzung deren Interoperabilität verein-

barungsgemäß voraussetzt. Nach Erklärung der Abnahme der letzten Teilleistung erfolgt eine 

Gesamtabnahme. Gegenstand der Gesamtabnahme ist insbesondere die Prüfung der 

systemübergreifenden Funktionalitäten sowie der Interoperabilität aller Teile des Gesamt-

systems. Die Erklärung der Gesamtabnahme bleibt erforderlich. Die Erfüllung des EVB-IT 

Systemvertrages richtet sich ausschließlich danach, ob das Gesamtsystem wie vertraglich 

vereinbart insgesamt abnahmefähig im Sinne von Ziffer 12.8 ist. Hierfür bleibt der 

Auftragnehmer nachweispflichtig. Im Übrigen gelten die Regelungen zur Abnahme des 

Gesamtsystems entsprechend. 

12.10 Kann der Auftragnehmer zum Vertragserfüllungstermin* kein abnahmefähiges Gesamtsystem 

übergeben, kommt er mit der Erfüllung des EVB-IT Systemvertrages in Verzug. Es gilt Ziffer 9. 

Vorgenannte Sätze gelten nicht, wenn der Auftragnehmer die Verzögerung nicht zu vertreten 

hat. 

12.11 Die Abnahme hat förmlich zu erfolgen. Der Abnahme steht es aber gleich, wenn der 

Auftraggeber das Gesamtsystem nicht innerhalb einer ihm vom Auftragnehmer bestimmten 

angemessenen Frist abnimmt, obwohl er dazu verpflichtet ist. 

13 Rechte des Auftraggebers bei Mängeln des Gesamtsystems (Gewährleistung) 

13.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, das Gesamtsystem frei von Sach- und Rechtsmängeln zu 

erstellen. 

13.2 Für die zum Zeitpunkt der Abnahme beiden Parteien bekannten und nicht behobenen Mängel 

gelten die Mängelansprüche als vorbehalten. 

13.3 Die Verjährungsfrist für Sach- und Rechtsmängelansprüche beträgt grundsätzlich 24 Monate, 

für Rechtsmängelansprüche an der Individualsoftware* 36 Monate jeweils ab der Erklärung der 

Gesamtabnahme, soweit nichts anderes vereinbart ist. Nach Ablauf von 12 Monaten der 

Verjährungsfrist ist, sofern sich der Auftragnehmer darauf beruft, ein Rücktritt vom EVB-IT 
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Systemvertrag bezogen auf Standardsoftware* gleich aus welchem Grund ausgeschlossen. 

Hinsichtlich aller weiteren Leistungen bleibt das Recht zum Rücktritt unberührt, auch wenn der 

Rücktrittsgrund in einem Mangel der Standardsoftware* liegt. Abweichend von Satz 1 und 2 

verjähren die Ansprüche in der regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Auftragnehmer den 

Mangel arglistig verschwiegen hat. Die Verjährungsfrist endet in diesem Falle jedoch nicht vor 

den Fristen gemäß Satz 1 und 2. 

13.4 Soweit Leistungen teilabgenommen wurden, beginnt die Verjährungsfrist mit dem Zeitpunkt der 

jeweiligen Teilabnahme und endet zwei Jahre nach der jeweiligen Teilabnahme, frühestens aber 

neun Monate nach der Gesamtabnahme. Soweit sich die Gesamtabnahme aus Gründen 

verzögert, die der Auftraggeber zu vertreten hat, beginnt die Neunmonatsfrist zu dem Zeitpunkt, 

zu dem die Gesamtabnahme ohne diese Verzögerung hätte erfolgen müssen. 

Für alle Mängel an teilabgenommen Leistungen, die gleichzeitig Mängel des Gesamtsystems 

sind, beginnt die Verjährungsfrist mit der Teilabnahme, endet jedoch erst mit dem Ablauf der 

Verjährungsfrist für Mängel des Gesamtsystems.  

13.5 Die Mängelansprüche erstrecken sich nicht auf beigestellte Systemkomponenten* und solche 

Systemkomponenten*, die der Auftraggeber oder ein Dritter ohne Zustimmung des Auftrag-

nehmers ändert. Dies gilt nicht, wenn der Auftraggeber nachweist, dass diese Änderung für den 

gemeldeten Mangel nicht ursächlich und nicht auf eine zuvor durchgeführte Selbstvornahme 

gemäß Ziffer 13.11 zurückzuführen ist. Darüber hinaus erstrecken sich die Mängelansprüche 

nicht auf Software*, die der Auftraggeber nicht in der vereinbarten Systemumgebung* einsetzt, 

es sei denn, der Auftraggeber weist nach, dass dieser Einsatz für den gemeldeten Mangel nicht 

ursächlich war.  

13.6 Die Rechtsmängelhaftung erstreckt sich nicht auf Ansprüche wegen Patentverletzungen und 

Gebrauchsmusterverletzungen im Sinne der deutschen Rechtsordnung, die Dritte gegen den 

Auftraggeber geltend machen, wegen dessen Nutzung von Systemkomponenten* außerhalb der 

Mitgliedsstaaten von EU und EFTA.  

13.7 Meldet der Auftraggeber vor Ablauf der Verjährungsfrist Mängel, und verhandeln die Parteien im 

Sinne des § 203 BGB, ist die Verjährung gehemmt, bis der Auftragnehmer oder der 

Auftraggeber die Fortsetzung der Verhandlungen verweigert. Die Verjährung tritt frühestens drei 

Monate nach dem Ende der Hemmung ein.  

13.8 Eine neue Systemkomponente* ist vom Auftraggeber zu übernehmen, wenn sie der Vermeidung 

oder Beseitigung von Mängeln dient und der Auftragnehmer aus der Übernahme resultierende 

nachteilige Folgen für den Auftraggeber ebenfalls ausgleicht, wobei Ziffer 13.9 Anwendung 

findet. Zur Übernahme der neuen Systemkomponente* ist der Auftraggeber nicht verpflichtet, 

wenn ihm dies nicht zuzumuten ist, z.B. weil die neue Systemkomponente* wesentlich von der 

vereinbarten Ausführung oder im Hinblick auf ihre Bedienung abweicht. An neuen Programm-

ständen* räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber Nutzungsrechte in Art und Umfang ein, 

wie sie für die gelieferte Software* bestehen.  

13.9 Übernimmt der Auftraggeber eine neue Systemkomponente*, gilt Folgendes: 

• Enthält die neue Systemkomponente* mehr Funktionalität als die im EVB-IT Systemvertrag 

aufgeführte Systemkomponente* (Mehrleistung), ist der Auftraggeber zur Zahlung einer 

Mehrvergütung nur verpflichtet, wenn er diese Mehrleistung nutzen will. Dazu zählt auch 

der Fall, dass er die Mehrleistung nutzt, obwohl er die neue Systemkomponente* auch ohne 

die Mehrleistung vertragsgemäß nutzen könnte, nicht jedoch der Fall, dass er die bisherige 

Funktionalität nur zusammen mit der Mehrleistung nutzen kann. 
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• Entstehen ihm durch die Nutzung der neuen Systemkomponente* höhere Kosten als zuvor 

gehen diese zu Lasten des Auftragnehmers. Dies gilt nicht, soweit diese höheren Kosten 

darauf zurückzuführen sind, dass der Auftraggeber vorhandene Mehrleistungen nutzen will; 

Satz 2 des ersten Aufzählungspunktes dieser Ziffer 13.9 gilt entsprechend.  

13.10 Der Auftragnehmer hat ihm bekannte Mängel unverzüglich, spätestens innerhalb einer vom 

Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist nach seiner Wahl durch Nachbesserung oder 

Neulieferung zu beheben. Handelt es sich um einen Mangel in der Standardsoftware*, kann der 

Auftragnehmer bis zur Überlassung eines den Mangel beseitigenden Programmstandes* eine 

Umgehungslösung* zur Verfügung stellen, soweit und solange dies für den Auftraggeber 

zumutbar ist. Die Verpflichtung des Auftragnehmers, den Mangel unverzüglich zu beseitigen, 

bleibt unberührt. Bei der Verletzung von Schutzrechten Dritter gilt vorrangig Ziffer 14. Der 

Auftragnehmer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Kosten, insbesondere 

Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen. Erfolgt die Nacherfüllung durch 

Neuerstellung oder Neulieferung, entfällt der Nutzungsherausgabeanspruch des Auftrag-

nehmers. 

13.11 Schließt der Auftragnehmer die Mängelbehebung nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist 

erfolgreich ab, kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer entweder 

• eine weitere angemessene Nachfrist verbunden mit der Ankündigung setzen, nach deren 

fruchtlosem Ablauf den Mangel selbst zu beseitigen. Läuft diese Frist fruchtlos ab, ist der 

Auftraggeber berechtigt, den Mangel selbst zu beseitigen und Ersatz der erforderlichen 

Aufwendungen zu verlangen.  

• oder eine weitere angemessene Nachfrist setzen und nach deren fruchtlosem Ablauf die 

Vergütung angemessen herabsetzen oder vom EVB-IT Systemvertrag ganz oder teilweise 

zurücktreten. Ein Rücktritt wegen eines unerheblichen Mangels ist jedoch ausgeschlossen.  

13.12 Der Auftraggeber kann darüber hinaus bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 

Schadens- oder Aufwendungsersatz gem. § 634 Nr. 4 BGB im Rahmen der Ziffer 15 verlangen.  

14 Schutzrechte Dritter 

Macht ein Dritter gegenüber dem Auftraggeber Ansprüche wegen der Verletzung von 

Schutzrechten durch die Nutzung des erstellten Gesamtsystems oder sonstige Leistungen des 

Auftragnehmers geltend und wird deren Nutzung hierdurch beeinträchtigt oder untersagt, haftet 

der Auftragnehmer unbeschadet der Rechte des Auftraggebers gemäß Ziffer 13 wie folgt:  

14.1 Der Auftragnehmer kann im Rahmen des Wahlrechts gemäß Ziffer 13.10 auf seine Kosten 

entweder die Leistungen so ändern oder ersetzen, dass sie das Schutzrecht nicht verletzen, 

aber im Wesentlichen doch den vereinbarten Funktions- und Leistungsmerkmalen in für den 

Auftraggeber zumutbarer Weise entsprechen, oder den Auftraggeber von Ansprüchen gegen-

über dem Schutzrechtsinhaber freistellen.  

14.2 Ist die Nacherfüllung dem Auftragnehmer unmöglich oder nur zu unverhältnismäßigen 

Bedingungen möglich, hat er das Recht, die betroffenen Leistungen gegen Erstattung der 

entrichteten Vergütung zurückzunehmen. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber dabei eine 

angemessene Auslauffrist zu gewähren, es sein denn, dies ist nur zu unzumutbaren rechtlichen 

oder sonstigen Bedingungen möglich. Die sonstigen Ansprüche des Auftraggebers z.B. auf 

Rücktritt, Minderung und Schadensersatz bleiben unberührt. 

14.3 Die Parteien werden sich unverzüglich wechselseitig über geltend gemachte Ansprüche Dritter 

verständigen. Der Auftraggeber wird die behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennen 
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und jegliche Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außergerichtlicher Regelungen 

entweder dem Auftragnehmer überlassen oder nur im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer 

führen. Der Auftragnehmer erstattet dem Auftraggeber notwendige Verteidigungskosten und 

sonstige Schäden, soweit dem Auftraggeber aus Rechtsgründen die geeigneten Abwehr-

maßnahmen und Vergleichsverhandlungen vorbehalten bleiben bzw. bleiben müssen. Der 

Auftraggeber hat in diesem Fall Anspruch auf einen Vorschuss in Höhe der geschätzten 

Verteidigungskosten. 

14.4 Soweit der Auftraggeber die Schutzrechtsverletzung selbst zu vertreten hat, sind Ansprüche 

gegen den Auftragnehmer ausgeschlossen. 

15 Haftungsbeschränkung 

Sofern keine andere vertragliche Haftungsvereinbarung vorliegt, gelten für alle gesetzlichen 

und vertraglichen Schadens-, Freistellungs- und Aufwendungsersatzansprüche des Auftrag-

gebers folgende Regelungen: 

15.1 Bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen wird die Haftung für den Vertrag insgesamt 

grundsätzlich auf den Auftragswert* beschränkt. Davon abweichend gilt: 

• Beträgt der Auftragswert* weniger als 25.000,- €, wird die Haftung auf 50.000,- € 

beschränkt. 

• Beträgt der Auftragswert* 25.000,- € oder mehr und weniger als 100.000,- €, wird die 

Haftung auf 100.000,- € beschränkt. 

15.2 Die Haftungsobergrenze für leicht fahrlässige Pflichtverletzungen beim Systemservice ist die 

Summe der Vergütungen, die für die Vertragslaufzeit für den Systemservice zu zahlen ist. Sie 

beträgt jedoch insgesamt minimal das Doppelte und maximal das Vierfache der Vergütung, die 

für das erste Vertragsjahr des Systemservice zu zahlen ist.  

Bei der Bestimmung der vorgenannten Vergütungen bleibt eine etwaige vereinbarte Reduktion 

wegen Mängelansprüchen unberücksichtigt.  

15.3 Bei Verlust von Daten haftet der Auftragnehmer nur für denjenigen Aufwand, der bei ordnungs-

gemäßer und regelmäßiger Datensicherung durch den Auftraggeber für die Wiederherstellung 

der Daten erforderlich gewesen wäre. Die Beschränkung gilt nicht, wenn und soweit die 

Datensicherung Bestandteil der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen ist. 

15.4 Die Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Ansprüche wegen Vorsatz und grober Fahr-

lässigkeit, bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei Arglist, soweit 

das Produkthaftungsgesetz zur Anwendung kommt sowie bei einem Garantieversprechen, 

soweit bzgl. letzterem nichts anderes geregelt ist. 

15.5 Ansprüche aus entgangenem Gewinn sind ausgeschlossen, soweit in Nummer 15.4 des EVB-IT 

Systemvertrages nichts anderes vereinbart ist. 

16 Laufzeit und Kündigung  

16.1 Vertragliche Regelungen für Dauerschuldverhältnisse (die Leistungsteile Vermietung von 

Hardware, zeitweilige Überlassung von Standardsoftware*, Systemservice sowie Weiterent-

wicklung und Anpassung des Gesamtsystems) beginnen mit der Erklärung der Abnahme des 

Gesamtsystems, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

16.1.1 Ist für Dauerschuldverhältnisse kein Ende der jeweiligen Laufzeit im EVB-IT Systemvertrag 

vereinbart, kann der jeweilige Leistungsteil mit einer Frist von drei Monaten zum Ablauf eines 

Kalendermonats gekündigt werden, frühestens jedoch zum Ende einer im EVB-IT 
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Systemvertrag vereinbarten Mindestvertragsdauer. Im EVB-IT Systemvertrag kann eine andere 

Kündigungsfrist vereinbart werden. 

16.1.2 Eine Kündigung gemäß Ziffer 16.2 oder 16.3 erfasst auch die Dauerschuldverhältnisse. Der 

Auftraggeber ist aber berechtigt, einzelne oder alle Dauerschuldverhältnisse aus der 

Kündigung auszunehmen. Für die ausgenommenen Dauerschuldverhältnisse findet der EVB-

IT Systemvertrag weiter Anwendung. Den Parteien bleibt es unbenommen, für die 

verbleibende Vertragslaufzeit stattdessen die Einbeziehung der jeweils einschlägigen EVB-IT 

bzw. BVB zu vereinbaren. 

16.1.3 Ein wichtiger Grund für die Kündigung eines Dauerschuldverhältnisses über die zeitweilige 

Überlassung von Standardsoftware* durch den Auftragnehmer ist die schwerwiegende 

Verletzung von Nutzungsrechten des Rechteinhabers, die der Auftraggeber trotz schriftlicher 

Abmahnung aufrechterhält. Das Recht zur Kündigung auch ohne eine schriftliche Abmahnung 

gemäß § 543 Abs. 3 Satz 2 BGB bleibt für die dort genannten Fälle unberührt. 

16.2 Der Auftraggeber hat das Recht, den EVB-IT Systemvertrag gemäß § 649 BGB zu kündigen. 

Soweit nichts anderes vereinbart ist, hat der Auftragnehmer im Falle der Kündigung aufgrund 

dieser Regelung die gesetzlichen Rechte, ist jedoch verpflichtet, auf der Basis der durch die 

Kündigung ersparten Aufwendungen die von ihm beanspruchte Vergütung nachvollziehbar 

darzulegen. Des Weiteren ist er verpflichtet darzulegen, welche Systemkomponente* er als 

fertig gestellt bzw. begonnen ansieht bzw. welche Systemkomponente* er bereits von Dritten 

erworben hat.  

Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber auf dessen Wunsch gegen angemessene 

Vergütung in angemessener Weise so, dass der Auftraggeber oder ein Dritter das nach dem 

EVB-IT Systemvertrag vereinbarte Gesamtsystem fertig stellen kann, sofern dies für den 

Auftragnehmer nicht unzumutbar ist. Diese Unterstützungsleistung gilt als „Füllauftrag“ im Sinne 

von § 649 BGB, soweit dies für den Auftragnehmer nicht unzumutbar ist.  

16.3 Im Übrigen kann der EVB-IT Systemvertrag von jedem Vertragsteil nur bei Vorliegen eines 

wichtigen Grundes - ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist - innerhalb einer angemessenen Zeit 

ab Kenntnis des Kündigungsgrundes gekündigt werden. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn 

Tatsachen gegeben sind, aufgrund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller 

Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen der Vertragsteile die 

Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet werden kann. Besteht der wichtige Grund in 

der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer 

zur Abhilfe gesetzten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig, soweit nicht gemäß 

§ 323 Abs. 2 BGB eine Fristsetzung entbehrlich ist. 

16.3.1 Hat der Auftragnehmer die Kündigung zu vertreten, ist die tatsächlich fertig gestellte bzw. 

begonnene Leistung abzurechnen, soweit der Auftraggeber für sie Verwendung hat. Soweit 

noch nicht erfolgt, liefert der Auftragnehmer diese Leistung und überträgt dem Auftraggeber die 

vereinbarten Nutzungs- und Eigentumsrechte daran. Die Abrechnung erfolgt anteilig nach den 

vereinbarten Preisen. Die nicht verwendbare Leistung wird dem Auftragnehmer zurückgewährt. 

Die mit der Rückgewähr verbundenen Kosten trägt der Auftragnehmer. Die sonstigen 

gesetzlichen Rechte und Ansprüche bleiben unberührt. 

16.3.2 Im Falle von Ziffer 16.3.1 unterstützt der Auftragnehmer den Auftraggeber auf dessen Wunsch 

gegen angemessene Vergütung in angemessener Weise so, dass der Auftraggeber oder ein 

Dritter das nach dem EVB-IT Systemvertrag vereinbarte Gesamtsystem fertig stellen kann, 

sofern dies für den Auftragnehmer nicht unzumutbar ist. 
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17 Änderung der Leistung nach Vertragsschluss  

17.1 Der Auftraggeber kann nach Vertragsschluss jederzeit Änderungen des Leistungsumfangs des 

Gesamtsystems im Rahmen der Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers verlangen, es sei denn, 

dies ist für den Auftragnehmer unzumutbar. Das Änderungsverfahren ist auf einem Formular 

gemäß Muster 3 - Änderungsverfahren EVB-IT Systemvertrag - zu dokumentieren, soweit nichts 

anderes vereinbart ist. 

17.2 Der Auftragnehmer hat das Änderungsverlangen des Auftraggebers zu prüfen und wird dem 

Auftraggeber in angemessener Frist, insbesondere unter Berücksichtigung von Art und Umfang 

des Änderungsverlangens mitteilen, ob es zumutbar und falls nicht, warum es unzumutbar ist. 

17.3 Hat das zumutbare Änderungsverlangen keinen Einfluss auf die vereinbarte Vergütung oder 

Termine, hat der Auftragnehmer unverzüglich mit der Umsetzung des Änderungsverlangens zu 

beginnen und dies dem Auftraggeber mitzuteilen. 

17.4 Hat das zumutbare Änderungsverlangen Einfluss auf die vereinbarte Vergütung oder Termine, 

wird der Auftragnehmer ein Realisierungsangebot unter Angabe von Terminen und den 

Auswirkungen auf die vereinbarte Vergütung unterbreiten. Der Auftraggeber wird das Reali-

sierungsangebot des Auftragnehmers in angemessener Frist annehmen oder ablehnen.  

17.5 Bedarf die Erstellung des Realisierungsangebotes einer umfangreichen technischen Planung, 

kann der Auftragnehmer dieses von der Zahlung einer angemessenen Vergütung abhängig 

machen. Er wird in diesem Fall ein entsprechendes Planungsangebot mit Angabe der Ver-

gütung unterbreiten. Der Auftraggeber wird das Planungsangebot des Auftragnehmers in an-

gemessener Frist annehmen oder ablehnen. 

17.6 Kommt eine Vereinbarung über die Änderung der Leistung zustande, ist der EVB-IT System-

vertrag, insbesondere die Leistungsbeschreibung, entsprechend anzupassen. Kommt keine 

Vereinbarung zustande, werden die Arbeiten auf der Grundlage des geltenden EVB-IT 

Systemvertrages weitergeführt. Ist das Änderungsverlangen dem Auftragnehmer zumutbar und 

kommt keine Vereinbarung zustande, weil sich die Parteien wegen Mehrleistungen nicht über 

die Anpassung der Vergütung einigen können, kann der Auftraggeber die Durchführung der 

Änderung gleichwohl verlangen. Die Vergütung wird in diesem Fall angemessen erhöht. Kommt 

keine Vereinbarung zustande, weil sich die Parteien wegen Mehrleistungen nicht über die 

Anpassung des Termin- und Leistungsplanes einigen können, kann der Auftraggeber die 

Durchführung der Änderung gleichwohl verlangen. In diesem Fall verschieben sich die von der 

Änderung betroffenen im Termin- und Leistungsplan genannten Ausführungsfristen ange-

messen. 

18 Quellcodeübergabe und Quellcodehinterlegung 

18.1 Soweit nichts anderes vereinbart ist, hat der Auftragnehmer den jeweils aktuellen Stand des 

Quellcodes* der Individualsoftware* und etwaiger Anpassungen der Standardsoftware* auf 

Quellcodeebene gemäß Ziffer 2.3.1.3 mit der Abnahme des Gesamtsystems und nach der 

Abnahme bei jeder Übergabe eines neuen Programmstandes* der Individualsoftware* bzw. der 

betroffenen Standardsoftware* an den Auftraggeber zu übergeben. Dies gilt nicht, wenn der 

Auftragnehmer gemäß Ziffer 2.3.1.3 erklärt, er werde die Anpassungen in den Standard 

übernehmen und dies auch vertragsgemäß umsetzt. Zum Quellcode* gehören dessen 

fachgerechte Kommentierung und die Beschreibung der notwendigen Systemparameter sowie 

sonstige notwendige Informationen, die den Auftraggeber in die Lage versetzen, mit 

Fachpersonal den Quellcode* zu bearbeiten, um eine selbstständige Weiterentwicklung der 
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Individualsoftware* bzw. der Anpassungen der Standardsoftware* auf Quellcodeebene 

vorzunehmen. Die Übergabe soll in elektronischer Form auf einem Datenträger erfolgen und 

wird protokolliert. Der Auftraggeber erhält an allen Fassungen des Quellcodes* und der 

Dokumentationen im Zeitpunkt der jeweiligen Erstellung ein Nutzungsrecht gemäß Ziffer 2.3.2.1. 

Der Auftraggeber wird den Quellcode* wie eigene vertrauliche Informationen behandeln und 

Dritten nur im Rahmen der bestimmungsgemäßen Nutzung zugänglich machen und diese 

ebenfalls zur Vertraulichkeit verpflichten. 

18.2 Ist die Hinterlegung des Quellcodes* bestimmter Software* vereinbart, erfolgt diese aufgrund 

der im EVB-IT Systemvertrag aufgeführten Hinterlegungsvereinbarung bei der vereinbarten 

Hinterlegungsstelle. Die Hinterlegungsverpflichtung bezieht sich auf die vom Auftragnehmer auf 

der Grundlage des EVB-IT Systemvertrages jeweils letzte geänderte Fassung des Quellcodes* 

eines überlassenen Programmstandes* einschließlich von Fehlerbeseitigungen. An sämtlichen 

Fassungen des Quellcodes* von Individualsoftware* stehen dem Auftraggeber die Rechte 

gemäß Ziffer 2.3.2.1 zu. An sämtlichen zu hinterlegenden Fassungen des Quellcodes* von 

Standardsoftware* steht dem Auftraggeber das für den Fall der Herausgabe aufschiebend 

bedingte Recht zu, diese zum Zwecke der Fehlerbeseitigung und zur Aufrechterhaltung der 

Nutzungsmöglichkeit, insbesondere im Gesamtsystem zu bearbeiten und daraus ausführbare 

neue Programmstände* zu erzeugen, an denen dem Auftraggeber wiederum dieselben Rechte 

wie an dem ursprünglich überlassenen Stand der Standardsoftware* zustehen. Die 

vorgenannten Rechteeinräumungen erfolgen bei Quellcodes* von Individualsoftware* mit der 

jeweiligen Entstehung derselben und bei Quellcodes* von Standardsoftware* mit Überlassung 

der ausführbaren Programmstände*. 

18.3 Ist für die hinterlegte Standardsoftware* die Lieferung neuer Programmstände* in Nummer 5.1.3 

des EVB-IT Systemvertrages vereinbart, bezieht sich die Hinterlegungsverpflichtung ebenfalls 

auf den jeweiligen Quellcode* der überlassenen Programmstände*. 

18.4 Die Kosten der Hinterlegung trägt der Auftraggeber. 

19 Haftpflichtversicherung  

19.1 Soweit vereinbart, weist der Auftragnehmer bei Abschluss des EVB-IT Systemvertrages dem 

Auftraggeber nach, dass er über eine in Rahmen und Umfang marktübliche Industriehaft-

pflichtversicherung oder eine vergleichbare Versicherung aus einem Mitgliedsstaat der EU 

verfügt. 

19.2 Der Auftragnehmer wird diesen Versicherungsschutz bis zum Ende des EVB-IT System-

vertrages aufrechterhalten, mindestens aber bis zur Verjährung der Mängelansprüche. Kommt 

der Auftragnehmer dieser Verpflichtung nicht nach, ist der Auftraggeber nach erfolgloser 

angemessener Fristsetzung zum Rücktritt vom EVB-IT Systemvertrag berechtigt, wenn ihm ein 

Festhalten am Vertrag nicht mehr zuzumuten ist. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers, 

insbesondere Schadensersatzansprüche, bleiben hiervon unberührt. Nach Gesamtabnahme tritt 

an die Stelle des Rücktrittsrechts das Recht zur Kündigung des Systemservices. 

20 Vorauszahlungsbürgschaft, Vertragserfüllungs– und Mängelhaftungssicherheit  

20.1 Sind im EVB-IT Systemvertrag Sicherheiten vereinbart, gilt Folgendes: 

20.1.1 Ist der Auftraggeber mit Abschluss des EVB-IT Systemvertrages zu einer Vorauszahlung 

verpflichtet, leistet er diese Zug um Zug gegen Übergabe einer unbefristeten, selbstschuld-

nerischen Bürgschaft eines deutschen Kreditinstituts oder eines vergleichbaren Kreditinstituts 
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aus einem Mitgliedsstaat der EU in Höhe der vereinbarten Vorauszahlung. Eine Hinterlegung 

eines Geldbetrages als Sicherheit für den Auftraggeber durch den Auftragnehmer ist 

ausgeschlossen. Die Bürgschaft dient als Sicherheit für Ansprüche des Auftraggebers auf 

Rückzahlung der Vorauszahlung. Die Vorauszahlungsbürgschaftsurkunde ist unverzüglich 

zurückzugeben, wenn der Auftragnehmer Leistungen im Wert der Vorauszahlung erbracht hat. 

20.1.2 Ist eine Vertragserfüllungssicherheit vereinbart, hinterlegt der Auftragnehmer bei Abschluss 

des EVB-IT Systemvertrages den im EVB-IT Systemvertrag als Sicherheit vereinbarten 

Geldbetrag gemäß § 18 Nr. 5 VOL/B oder übergibt dem Auftraggeber eine unbefristete, 

selbstschuldnerische Bürgschaft eines deutschen Kreditinstituts oder eines vergleichbaren 

Kreditinstituts aus einem Mitgliedsstaat der EU in der vereinbarten Höhe. Die Sicherheit dient 

der Absicherung sämtlicher Ansprüche des Auftraggebers aus der Erstellung des 

Gesamtsystems bis zur Abnahme, insbesondere für Ansprüche wegen Pflichtverletzungen des 

Auftragnehmers, aus Vertragsstrafe und ungerechtfertigter Bereicherung. Die Vertragserfül-

lungssicherheit beträgt 10 % des Erstellungspreises*, sofern nichts anderes vereinbart ist. Der 

Auftraggeber kann eine Anpassung verlangen, wenn sich der Auftragswert* gegenüber dem 

Erstellungspreis* erhöht. Eine Anpassung ist erstmalig bei einer Erhöhung um 10 % und im 

Übrigen in angemessenen Schritten möglich. Die Vertragserfüllungssicherheit ist unverzüglich 

zurückzugeben, wenn der Auftragnehmer das Gesamtsystem vertragsgemäß erstellt hat, die 

etwa vereinbarte Sicherheit für die Erfüllung der Mängelansprüche geleistet ist und bis dahin 

erhobene Ansprüche auf Schadensersatz oder Erstattung von Überzahlungen befriedigt sind. 

Soweit Teilabnahmen durchgeführt wurden, erfolgt eine teilweise Rückgabe der Vertrags-

erfüllungssicherheit.  

20.1.3 Ist eine Mängelhaftungssicherheit vereinbart, hinterlegt der Auftragnehmer zum Zeitpunkt der 

Gesamtabnahme den vereinbarten Geldbetrag gemäß § 18 Nr. 5 VOL/B oder übergibt dem 

Auftraggeber eine unbefristete, selbstschuldnerische Bürgschaft eines deutschen Kredit-

instituts oder eines vergleichbaren Kreditinstituts aus einem Mitgliedsstaat der EU in der 

vereinbarten Höhe. Die Mängelhaftungssicherheit beträgt 5 % des Auftragswertes*, soweit 

nichts anderes vereinbart ist. Die Sicherheit dient der Absicherung sämtlicher Mängel-

ansprüche aus der Erstellung des Gesamtsystems. Die bei Gesamtabnahme zu stellende 

Sicherheit ist unverzüglich nach Ablauf der Verjährungsfristen für Mängelansprüche des 

Gesamtsystems und nach Erfüllung der bis dahin erhobenen Mängelansprüche an den 

Auftragnehmer zurückzugeben. 

20.1.4 Ist eine kombinierte Vertragserfüllungs- und Mängelhaftungssicherheit vereinbart, hinterlegt der 

Auftragnehmer bei Abschluss des EVB-IT Systemvertrages den als Sicherheit vereinbarten 

Geldbetrag gemäß § 18 Nr. 5 VOL/B oder übergibt dem Auftraggeber eine unbefristete, selbst-

schuldnerische Bürgschaft eines deutschen Kreditinstituts oder eines vergleichbaren Kredit-

instituts aus einem Mitgliedsstaat der EU in der vereinbarten Höhe. Die kombinierte Vertrags-

erfüllungs- und Mängelhaftungssicherheit beträgt hinsichtlich der Vertragserfüllung 10 % und 

hinsichtlich der Mängelhaftung 5 % des Erstellungspreises*, soweit nichts anderes vereinbart 

ist. Der Auftraggeber kann eine Anpassung verlangen, wenn sich der Auftragswert* gegenüber 

dem Erstellungspreis* erhöht. Eine Anpassung ist erstmalig bei einer Erhöhung um 10 % und 

im Übrigen in angemessenen Schritten möglich. Die Sicherheit dient als Vertragserfüllungs-

sicherheit der Absicherung sämtlicher Ansprüche des Auftraggebers aus der Erstellung des 

Gesamtsystems bis zur Abnahme, insbesondere für Ansprüche wegen Pflichtverletzungen des 

Auftragnehmers, aus Vertragsstrafe und ungerechtfertigter Bereicherung. Ist eine Teilabnahme 

oder die Gesamtabnahme erfolgt, dient die Sicherheit auch der Absicherung sämtlicher 
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Mängelansprüche aus der Erstellung des Gesamtsystems. Die Sicherheit ist unverzüglich nach 

Ablauf der Verjährungsfristen für Mängelansprüche des Gesamtsystems und nach Erfüllung 

der bis dahin erhobenen Ansprüche auch auf Erstattung von Überzahlungen und 

Schadensersatz an den Auftragnehmer zurückzugeben. 

20.2 Bürgschaften können auch durch andere Bürgen als deutsche Kreditinstitute oder vergleichbare 

Kreditinstitute aus einem Mitgliedsstaat der EU gestellt werden, sofern der Auftraggeber den 

Bürgen zuvor als tauglich anerkannt hat. 

21 Datenschutz, Geheimhaltung und Sicherheit 

21.1 Der Auftraggeber gibt dem Auftragnehmer alle relevanten, über die gesetzlichen Regelungen 

hinausgehenden Sachverhalte bekannt, deren Kenntnis für ihn aus Gründen des Datenschutzes 

und der Geheimhaltung erforderlich ist. 

21.2 Vor Übergabe eines Datenträgers an den Auftragnehmer stellt der Auftraggeber die Löschung 

schutzwürdiger Inhalte sicher, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

21.3 Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung oder 

Erfüllung des EVB-IT Systemvertrages betraut sind, die gesetzlichen Bestimmungen über den 

Datenschutz beachten. Die nach Datenschutzrecht erforderliche Verpflichtung auf das 

Datengeheimnis ist spätestens vor der erstmaligen Aufnahme der Tätigkeit vorzunehmen und 

dem Auftraggeber auf Verlangen schriftlich zu bestätigen. 

21.4 Der Auftraggeber kann ganz oder teilweise vom EVB-IT Systemvertrag zurücktreten, wenn der 

Auftragnehmer seine Pflichten gemäß Ziffer 21.3 unter Berücksichtigung der Sachverhalte 

gemäß Ziffer 21.1 schuldhaft innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist nicht nachkommt 

oder Datenschutzvorschriften vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt. Betreffen vorgenannte 

Pflichtverletzungen ausschließlich den Systemservice, tritt an die Stelle des Rücktrittsrechts das 

Recht zur Kündigung des Systemservices. 

21.5 Auftraggeber und Auftragnehmer sind verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses 

erlangten vertraulichen Informationen, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu 

behandeln, insbesondere nicht an Dritte weiterzugeben oder anders als zu vertraglichen 

Zwecken zu verwerten. Dies gilt auch für den Erfahrungsaustausch innerhalb der öffentlichen 

Hand. 

21.6 Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verständiger Dritter als schützenswert 

ansehen würde oder die als vertraulich gekennzeichnet sind; dies können auch solche 

Informationen sein, die während einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt 

werden. Vertrauliche Informationen dürfen ausschließlich zum Zweck der Erfüllung der 

Verpflichtungen aus dem EVB-IT Systemvertrag eingesetzt werden. Die Verpflichtung zur 

Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, die den Parteien bereits rechtmäßig bekannt sind 

oder außerhalb des EVB-IT Systemvertrages ohne Verstoß gegen eine 

Vertraulichkeitsverpflichtung bekannt werden. 

22 Zurückbehaltungsrechte 

Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte des Auftragnehmers sind ausge-

schlossen, es sei denn, der Auftraggeber bestreitet die zugrunde liegenden Gegenansprüche 

nicht oder diese sind rechtskräftig festgestellt. 
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23 Schlichtungsverfahren 

Die Parteien können vereinbaren, bei Meinungsverschiedenheiten aus oder im Zusammenhang 

mit der Vertragserfüllung, die sie nicht untereinander bereinigen können, eine Schlichtungsstelle 

anzurufen, um den Streit nach deren Schlichtungsordnung ganz oder teilweise vorläufig oder 

endgültig zu bereinigen. Sofern die Parteien im EVB-IT Systemvertrag eine Schlichtung 

vereinbart haben, ist dies nur wirksam, wenn die Schlichtungsstelle dort konkret bezeichnet ist 

und diese in Bezug auf derartige Meinungsverschiedenheiten auch tatsächlich tätig wird. Zur 

Ermöglichung der Schlichtung verzichten die Parteien wechselseitig auf die Einrede der 

Verjährung für alle Ansprüche aus dem streitigen Sachverhalt ab Schlichtungsantrag bis einen 

Monat nach Ende des Schlichtungsverfahrens. Der Verzicht bewirkt eine Hemmung der 

Verjährung. 

24 Textform 

Soweit nichts anderes geregelt ist, bedürfen vertragliche Mitteilungen und Erklärungen 

mindestens der Textform. Für Mängelrügen ist der Eintrag in ein Ticketsystem ausreichend. 

25 Anwendbares Recht 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des Übereinkommens der 

Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG*). 
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Begriffsbestimmungen 

 

Abschlagszahlung Anteilige Zahlung der vereinbarten Vergütung vor deren Fälligkeit. Ein Anspruch 

auf Abschlagszahlungen kann im EVB-IT Systemvertrag vereinbart werden. 

 

Angebotspreis Dient der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots für die einzelnen Leistun-

gen des Vertrages, z.B. Systemserviceleistungen, Weiterentwicklung des 

Gesamtsystems. 

 

Auftragswert Summe aus Erstellungspreis* und aller im Rahmen des Projektes bis zur 

Gesamtabnahme vereinbarten Vergütungserhöhungen oder -verringerungen, 

insbesondere aufgrund von Änderungsverlangen (Change Requests). 

 

Beizustellende 

Systemkomponenten 

Die vom Auftraggeber beizustellenden Systemkomponenten* bilden mit den 

vom Auftragnehmer zu liefernden und/oder herzustellenden Systemkompo-

nenten* das Gesamtsystem. Die beizustellenden Systemkomponenten* können 

sowohl Teile der beim Auftraggeber zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses vor-

handenen Systemumgebung* sein als auch später hinzukommende neue 

Komponenten, die der Auftraggeber zur Erfüllung seiner Mitwirkungsleistungen 

vereinbarungsgemäß beschafft oder erstellt. 

 

Betriebsbereitschaft Das Gesamtsystem ist vertragsgemäß erstellt. 

 

CISG United Nations Convention on Contracts for the international Sales of Goods 

(Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den inter-

nationalen Warenkauf). 

 

Customizing Anpassen von Systemkomponenten* an die Anforderungen des Auftraggebers 

zur Erstellung des Gesamtsystems und zur Herbeiführung der Betriebsbe-

reitschaft*, das nicht auf Quellcodeebene erfolgt. 

 

Erstellungspreis Angebotspreis* für die Erstellung des Gesamtsystems.  

 

Gesamtangebotspreis Dient der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots und ist die Summe aller 

Angebotspreise*, die vereinbart sind oder abgerufen werden können.  

 

Individualsoftware Softwareprogramme, Programm-Module, Tools etc., die zur Vertragserfüllung 

für die Bedürfnisse des Auftraggebers vom Auftragnehmer erstellt wurden 

einschließlich der zugehörigen Dokumentation. Hierzu gehören auch die Anpas-

sungen von Standard- oder Individualsoftware* auf Quellcodeebene. Nicht 

hierzu gehören jedoch Customizing* und die Anpassungen von Stan-

dardsoftware*, die gemäß Ziffer 2.3.1.3 in den Standard übernommen wurden. 
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Installation Alle notwendigen Maßnahmen für das Einbringen der Software* in die 

vereinbarte Systemumgebung* sowie die Herbeiführung der vereinbarten 

Ablauffähigkeit der Software* einschließlich aller notwendigen Prüfungen und 

Kontrollen zur Erstellung des Gesamtsystems und zur Herbeiführung der 

Betriebsbereitschaft*. 

 

Integration Einbetten von Hardware und/oder Software* in das Gesamtsystem innerhalb 

der vereinbarten Systemumgebung* zum Zwecke der Erstellung des Gesamt-

systems und zur Herbeiführung der Betriebsbereitschaft*. 

 

Kopier- oder 

Nutzungssperre 

Maßnahmen zur Einschränkung der Kopierbarkeit und/oder Nutzungs-

möglichkeit einer Systemkomponente*. 

 

Nebenkosten Aufwendungen des Auftragnehmers, die zur Leistungserbringung notwendig, 

aber weder Reisekosten noch Materialkosten sind. 

 

Objektcode Zwischenergebnis eines Compiler- bzw. Übersetzungsvorgangs des Quell-

codes* eines Programms. 

 

Patch Behebung eines Mangels und/oder einer Störung in der Standardsoftware* 

ohne Eingriff in den Quellcode*. 

 

Pauschalfestpreis Umfasst den Erstellungspreis*, den Angebotspreis* für Systemservice-

leistungen, den Angebotspreis* für die Weiterentwicklung und Anpassung des 

Gesamtsystems sowie den Angebotspreis* für sonstige Leistungen, jeweils 

sofern diese zum Festpreis vereinbart sind. 

 

Programmstand Oberbegriff für Patch*, Update*, Upgrade* und neue(s) Release/Version*. 

 

Quellcode Code eines Programms in der Fassung der Programmiersprache. 

 

Reaktionszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer mit den Störungs- bzw. 

Mängelbehebungsarbeiten zu beginnen hat. Der Zeitraum beginnt mit dem 

Zugang der Störungs- bzw. Mängelmeldung innerhalb der vereinbarten Ser-

vicezeiten und läuft während der vereinbarten Servicezeiten. 

 

Release/Version Neue Entwicklungsstufe einer Software*, die sich gegenüber dem vorherigen 

Release bzw. der Version im Funktions- und/oder Datenspektrum erheblich 

unterscheidet (z.B. 4.5.7  5.0.0). 

 

Schaden stiftende Software mit vom Auftraggeber unerwünschter, nicht vereinbarter Funktion, die 
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Software  zumindest auch den Zweck hat, die Verfügbarkeit von Daten, Ressourcen oder 

Dienstleistungen, die Vertraulichkeit von Daten oder die Integrität von Daten, zu 

gefährden bzw. zu beeinträchtigen, z.B. Viren, Würmer, Trojanische Pferde. 

 

Software Oberbegriff für Standardsoftware* und Individualsoftware*. 

 

Standardsoftware Softwareprogramme, Programm-Module, Tools etc., die für die Bedürfnisse 

einer Mehrzahl von Kunden am Markt und nicht speziell vom Auftragnehmer für 

den Auftraggeber entwickelt wurden, einschließlich der zugehörigen Doku-

mentation. 

 

Systemkomponente Teil des Gesamtsystems, z.B. Hard- oder Software*. Hierzu gehören auch auf 

der Grundlage des EVB-IT Systemsvertrages überlassene neue 

Programmstände*. 

 

Systemumgebung Technische, räumliche und fachlich organisatorische Umgebung, in die das zu 

liefernde System zu integrieren ist. 

 

Teleservice Leistungen unter Inanspruchnahme von technischen Einrichtungen zur 

Fernkommunikation von einem Standort außerhalb des Einsatzortes des 

Gesamtsystems. 

 

Umgehungslösung Temporäre Überbrückung eines Mangels und/oder einer Störung in der 

Software*. 

 

Update Bündelung mehrerer Mängelbehebungen und/oder Störungsbeseitigungen 

sowie ggf. geringfügige funktionale Verbesserungen und/oder Anpassungen der 

Software* (z.B. 4.1.3  4.1.4). 

  

Upgrade Bündelung mehrerer Mängelbehebungen und/oder Störungsbeseitigungen und 

mehr als geringfügige funktionale Verbesserungen und/oder Anpassungen der 

Software* (z.B. 4.1.3  4.2.0). 

 

Version/Release siehe Release/Version. 

 

Vertragserfüllungstermin Termin, zu dem der Auftragnehmer alles Vereinbarte getan haben muss, damit 

der Auftraggeber die Abnahme erklären kann. Dazu gehört insbesondere, dass 

der Auftragnehmer das Gesamtsystem bereits zum Termin der Erklärung der 

Betriebsbereitschaft* vertragsgemäß und im Wesentlichen mangelfrei bereit-

stellt, damit der Auftraggeber in der Zeit bis zum Vertragserfüllungstermin die 

Funktionsprüfung durchführen kann. 

 



 

 

 

 

EVB-IT System-AGB  Seite 31 von 31
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Vorbestehende Teile Alle Bestandteile  

• der Individualsoftware* und  

• der auf der Quellcodeebene vorgenommenen, jedoch nicht gemäß 

Ziffer 2.3.1.3 in den Standard aufgenommenen Anpassungen an Stan-

dardsoftware*, 

die der Auftragnehmer oder ein Dritter unabhängig von diesem Vertrag ent-

wickelt hat. 

 

V-Modell XT Das V-Modell XT ist ein Vorgehensmodell zum Planen und Durchführen von 

Projekten. Einzelheiten unter www.cio.bund.de. 

 

Werkzeug Hilfsmittel für die Entwicklung, Bearbeitung und Pflege von Software*. 

 

Wiederherstellungszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer die Störungs- bzw. Mängel-

behebungsarbeiten erfolgreich abzuschließen hat. Der Zeitraum beginnt mit 

dem Zugang der Störungs- bzw. Mängelmeldung und läuft ausschließlich 

während der vereinbarten Servicezeiten. 
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